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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 177 

 

vom 29. April 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Staatssekretäre ausgenommen Staatssekretär Dr. R a m e k; 

ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E i s l e r, G l ö c k e l, M i k l a s, Dr. T a n d l e r und 

Dr. W a i s s. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 4 und 13: vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu   „     12:  Generalpostdirektor Sektionschef H o h e i s e l. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r 

(bei Punkt 11: Vizekanzler F i n k). 

 

Dauer: 18.00 – 20.30. 

 

Reinschrift (38 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Anhang zu KRP betr. Personalantrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

mit Tabelle (5 Seiten, Antrag zweifach) 

 

Inhalt: 

1. Vorsorgen anlässlich der Aktivierung der Reparationskommission in Wien. 

2. Zuweisung der Einmietung staatlicher Behörden, Ämter und Anstalten in 

Privatgebäuden in Wien an das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten. 

3. Ausgleich von Bedarf und Überschuss von Beamten zwischen den Ressorts. 

4. Grundsätze für die Einreihung der Dienstorte in die Ortszulagenklassen. 

5. Realisierung von rückständigen Gebühren für Militärpersonen, dann von Auslagen 

für die d. ö. Volkswehrformationen In Böhmen und Sudetenland. 

6. Bedeckung des Betriebsabganges des Wiener Krankenanstaltenfonds im 1. Quartal 

1920. 
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7. Vollzugsanweisung womit die Vollzugsemweisung vom 18. November 1918, 

St.G.Bl. Nr. 28, betreffend die Anforderungen von Wohnungen durch die 

Gemeinden ergänzt wird (Ersatzanforderung). 

8. Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Pensionsversicherung von Angestellten. 

9. Gesetzesbeschluss des n. ö. Landtages, betreffend die Teilung mehrerer 

Gemeinden. 

10. Genehmigung von Landtags- beziehungsweise Landesratsbeschlüssen in 

autonomen Finanzangelegenheiten. 

11. Entscheidung über die Höhe der im Gesetz über die Durchführung der 

Elektrisierung der Staatseisenbahnen einzusetzenden Kostenbeträge. 

12. Festsetzung der Zeitungspostgebühren. 

13. Forderungen der Kanzleibeamten. 

14. Erhöhung der Milchpreise. 

15. Erhöhung der Preisspannung beim Kleinverkauf von Rindfleisch. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Reparationskommission (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Antrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten auf 

Zuweisung der Einmietung staatl. Behörden, Ämter und Anstalten (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. f. Heereswesen über die Realisierung rückständiger 

Gebühren für Militärpersonen und von Auslagen für d.ö. Volkswehrformationen in Böhmen 

und Mähren (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Vortrag des StA. f. soziale Verwaltung über Bedeckung des 

Betriebsabganges des Wiener Krankenanstaltenfonds im 1. Quartal 1920 (2 Seiten) 

Beilage zu Punk t 7 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 

Anforderung von Wohnungen durch die Gemeinden (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Regierungsvorlage des Gesetzesentwurfes über die 

Pensionsversicherung von Angestellten mit Begründung (39 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. F. Inneres und Unterricht z. Zl. 15.155/20 über den 

Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Teilung mehrerer Gemeinden (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA f. Inneres und Unterricht über die Anträge der 

Salzburger und nö. Landesregierungen auf Einhebung von Landeszuschlägen (3 Seiten, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen über die Bitte der Vereinigung 
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der österr. Tageszeitungen um Ermäßigung der Zeitungspostgebühren (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Erhöhung der Preisspanne beim Kleinverkauf von Rindfleisch in 

Wien (4 Seiten) 

 

1. 

Vorsorgen anlässlich der Aktivierung der Reparationskommission in Wien. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass sich die österreichische Sektion der 

Reparationskommission In Paris konstituiert habe und in den nächsten Wochen ihre Tätigkeit 

in Wien aufnehmen werde. Die Reparationskommission werde sich zunächst mit der 

Verwendung der von den alliierten und neutralen Staaten gewährten Kredite für die 

Lebensmittel und Rohstoffe zu befassen, daneben aber die zahlreichen anderen Fragen, 

welche nach dem Friedensvertrag in ihren Wirkungskreis gehören, zu erledigen haben. An 

diesen Verhandlungen werden fast alle Staatsämter, in sehr vielen Fällen mehrere gleichzeitig 

beteiligt sein. 

In der Antwortnote, welche die alliierten Regierungen an den sprechenden Staatskanzler in 

St. Germain gerichtet hat, heiße es: „Österreich wird bei der Sektion der 

Reparationskommission durch einen Kommissär vertreten sein, der zu den Sitzungen der 

Konmission eingeladen wird, so oft diese es für notwendig hält, aber kein Stimmrecht hat.“ 

Nach den bisherigen Erfahrungen bei den Verhandlungen mit dem Subkomitee der 

Reparationskommission erscheine es jedoch nicht durchführbar, einem einzelnen Kommissär 

die Vertretung aller Staatsämter zu übertragen. Andererseits müsse aber vermieden werden, 

dass vor der Reparationskommission einander widersprechende Ansichten zur Geltung 

gebracht oder nicht übereinstimmende Mitteilungen gemacht werden. Darum empfehle es 

sich, mit der Wahrnehmung der österreichischen Interessen vor der Reparationskommission 

eine Kommission zu betrauen, welche die verschiedenen Angelegenheiten arbeitsteilig und 

doch einheitlich erledigen kann. 

Redner stelle daher folgenden Antrag: 

„Für die Angelegenheiten der österreichischen Sektion der Reparationskommission wird 

im Staatsamt für Äußeres eine Kommission eingesetzt, in der jedes der beteiligten Staatsämter 

durch einen Delegierten vertreten sein wird. Nach Bedarf werden auch die Referenten der 

Staatsämter für die einzelnen Fragen an den Sitzungen teilnehmen. Zum Vorsitzenden der 

Kommission wird der Chef der Wirtschaftssektion im Staatsamt für Äußeres bestimmt.“ 

Anschließend daran gibt Redner bekannt, dass die Reparationskommission die ihr 

zugewiesenen Räume in der Hofburg als ungeeignet erklärt und den dringenden Wunsch 
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ausgesprochen habe, im Gebäude des ehemaligen Kriegsministeriums untergebracht zu 

werden. 

Über die letztere Frage entspinnt sich eine längere Debatte zwischen dem Vorsitzenden 

und den Staatssekretären Ing. Z e r d i k, P a u l und Dr. D e u t s c h bezüglich der 

Verwendung verschiedener staatlicher Gebäude, bei welchem Anlasse der Vorsitzende 

erwähnt, das der Kabinettsratsbeschluss vom 16. März 1. J., betreffend die Unterbringung des 

Telegraphen-Korrespondenz- Bureaus im Gebäude des ehemaligen Ministeriums für 

Landesverteidigung, bisher nicht zur Durchführung gebracht worden sei. 

Zu dem Antrage des Vorsitzenden betreffend die Einsetzung einer 

zwischenstaatsamtlichen Kommission für die Verhandlungen mit der Reparationskommission 

wünscht Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s den Vorbehalt, dass den Staatsämtern 

trotzdem die Möglichkeit eines direkten Verkehrs mit der Reparationskommission in dem 

gleichen Umfange, wie er bisher mit der Subkommission in Übung war, gewahrt bleibe. 

Der Kabinettsrat erteilt schließlich dem Antrage des Vorsitzenden die Zustimmung und 

beschließt weitere die Unterbringung der Reparationskommission im Gebäude des 

ehemaligen Kriegsministeriums. Gleichzeitig erneuert er den Beschluss vom 16. März 1920, 

betreffend die Unterbringung des Telegraphen-Korrespondenz-Bureaus im Gebäude des 

ehemaligen Ministeriums für Landesverteidigung. 

 

2. 

Zuweisung der Einmietung staatlicher Behörden, Ämter und Anstalten in Privatgebäuden 

in Wien an das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k erinnert daran, dass mit Beschluss des Kabinettsrates vom 4. 

Februar d. J. dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten mit der 

Unterbringung der im Sinne des Staatsvertrages von St .Germain nach Wien zu delegierenden 

militärischen und sonstigen Kommissionen betraut werden sei. 

Da die staatseigenen Gebäude infolge Fortdauer der Liquidierungstätigkeit und Errichtung 

einer großen Anzahl neuer Stellen heute schon zur Deckung des eigenstaatlichen Bedarfes 

nicht mehr ausreichen, stehe es nicht fest, ob die fremdländischen Kommissionen zum Teile 

nicht auch in Privatgebäuden werden eingemietet werden müssen. 

Dieser Umstand, sowie die Notwendigkeit, den mit der Wahrnehmung und Befriedigung 

des Raumbedarfes der staatlichen Stellen betrauten Ressort einen möglichst vollständigen 

Überblick über sämtliche in Betracht kommenden Ansprüche, sowie über die au ihrer 

Befriedigung verfügbaren Räume zu verschaffen, lasse es angezeigt erscheinen, dass alle 

mailto:T@le.gr
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Angelegenheiten, betreffend die Beschaffung und Zuweisung von Räumen, sowohl insoweit 

es sich um die fremdländischer Kommissionen, als auch um die an die 

Staatsgebäudeverwaltung gewiesenen staatlichen Behörden, Ämter und Anstalten handelt - 

und zwar vorläufig nur in Wien - an einer Stelle, nämlich beim Staatsamt für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten, zusammengefasst werden, da das genannte Staatsamt nur 

unter dieser Voraussetzung in der Lage sei, die ihm übertragene Aufgabe gedeihlich und 

zweckmäßig zu lösen. 

Nach der gegenwärtigen Abgrenzung des Wirkungskreises der Zentralstellen stehe dem 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten als 

Staatsgebäudeverwaltungsbehörde aber nur die Verwendung der Staatsgebäude selbst für 

dikasterielle Zwecke - und auch dies mit gewissen Ausnahmen - zu, während die mietweise 

Unterbringung von staatlichen Behörden, Ämtern und Anstalten von jedem Ressort 

selbständig besorgt werde. Diese Zersplitterung der Kompetenz habe sich auch bisher schon 

störend bemerkbar gemacht, weil sie die Evidenz über den Raumbedarf und damit die 

zweckmäßige Disposition mit den verfügbaren Räumen verhindere und anderseits die 

einheitliche Budgetierung erschwere, da ungeachtet der Selbständigkeit der Ressorts beim 

Abschluss von Mietverträgen die in den gemieteten Räumen durchzuführenden 

Adaptierungen und Instandsetzungsarbeiten von der Staatsgebäudeverwaltung zu besorgen 

seien und die ihr zugewiesenen Kredite belasten. 

Daher sei in einer am 16. Februar l. J. im Staatsamt für Äußeres abgehaltenen 

zwischenstaatsamtlichen Besprechung, in welcher unter anderem auch die Frage der 

Bereitstellung von Unterkünften für die in Durchführung des Staatsvertrages von St. Germain 

nach Wien entsendeten fremdländischen Missionen erörtert wurde, von allen beteiligten 

Zentralstellen die Notwendigkeit anerkannt worden, sämtliche mit der Unterbringung dieser 

Missionen zusammenhängenden Angelegenheiten von einer Stelle aus einheitlich zu 

behandeln. 

Da die Lösung der Raumfrage besonders in Wien äußerst dringend sei und vor allem die 

Unterbringung der fremdländischen Kommissionen damit im innigsten Zusammenhange 

stehe, stelle Redner den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschließen, das alle Angelegenheiten, 

welche die mietweise Unterbringung von in Wien gelegenen staatlichen Behörden, Ämtern 

und Anstalten aller Ressorts, sowie den Abschluss von Mietverträgen für diese Zwecke 

betreffen, von nun an ausschließlich dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten übertragen werden, das in jedem einzelnen Fall im Einvernehmen mit den beteiligten 

Zentralstellen vorzugehen hat. 
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Soweit nach der gegenwärtigen Organisation der Staatsgebäudeverwaltung für einzelne 

staatliche Verwaltungszweige Sonderbestimmungen bestehen, hätte in der bisherigen 

Kompetenz auch hinsichtlich der Einmietungen keine Änderung einzutreten. 

Die Mietzinse für die Unterbringung staatlicher Behörden, Ämter und Anstalten in 

Privatgebäuden wären bis zum Ende des laufenden Verwaltungsjahres wie bisher zu 

verrechnen, vom 1. Juli 1920 angefangen jedoch die erforderlichen Kredite - und zwar 

vorläufig nur, soweit Wien hiebei in Betracht kommt - an das Erforderniskapiel 24 

(Staatsgebäudeverwaltung) zu überstellen. 

Zur Ermöglichung einer einheitlichen Raumdiaposition und einer entsprechenden Evidenz 

über die für dikasterielle Zwecke verfügbaren und hiefür tatsächlich benützten Räume wäre 

weiters vor der Einmietung von staatlichen Behörden, Ämtern und Anstalten außerhalb 

Wien‘s sowie vor der Auflösung bestehender Mietverträge von den beteiligten Ressorts 

jeweils das Einvernehmen mit dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

zu pflegen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet eine Aufklärung, ob ungeachtet dieser Neuregelung 

dem Staatsamt für Heerwesen noch das weitere Verfügungsrecht über die in militärischen 

Gebäuden an andere Behörden oder Privatparteien vermieteten Räume zustehen werde. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k erklärt, dass in diesen Fällen die Zuständigkeit des 

Staatsamtes für Heerwesen unberührt bleibe und dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten bloß genaue Mitteilungen über die bestehenden Mietverhältnisse zu 

machen sein werden. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r stellt den Antrag, die Vorschläge des Staatssekretärs Ing. 

Z e r d i k zunächst einer zwischenstaatsamtlichen Beratung zur Vereinbarung der Grundsätze 

der künftigen Gebäudeverwaltung zu überweisen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h macht gegen die Präliminierung der Mietzinse beim Kapitel 

Staatsgebäudeverwaltung geltend, dass eine ordnungsmäßige Budgetierung die Verrechnung 

aller Aufwendungen bei jenem Dienstzweige voraussetze, bei welchem sie auslaufen. Es hätte 

daher bei der bisherigen Übung zu verbleiben. 

Der Kabinettsrat beschließt, den Antrag des Staatssekretäre Ing. Z e r d i k einer unter 

dessen Führung stehenden Kabinettskonferenz der Staatssekretäre für Finanzen, für 

Heerwesen und für Verkehrswesen zur Vorberatung zu überweisen. 

 

3. 

Ausgleich von Bedarf und Überschuss von Beamten zwischen den Ressorts. 



177 – 1920-04-29  7 
 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass sich bei Durchführung des Ausgleichs zwischen dem 

Überschuss und dem Bedarf einzelner Staatsämter an Beamten, der nach 

Kabinettsratsbeschluss vom 14. Oktober 1919 mittelst einer Zuschrift der Staatskanzlei an 

sämtliche Staatsämter angebahnt werden sollte, laut eines ihm zugekommenen Schreibens des 

Staatssekretärs für Finanzen insoferne Schwierigkeiten ergeben, als nach der Dienstpragmatik 

amtswegige Versetzungen von Beamten nur innerhalb des Dienstzweiges und des Ressorts 

vorgenommen werden können. Um den dringenden Bedarf verschiedener staatlicher 

Behörden, besonders jener des Finanzressorts nach Zuweisung von Arbeitskräften aus dem 

bei anderen Stellen überzähligen Personale Rechnung tragen zu können, sei es daher 

notwendig, die einschlägige Bestimmung der Dienstpragmatik abzuändern. 

Nach dem Vorschlage des Vorsitzenden ladet der Kabinettsrat den Staatssekretär für 

Finanzen ein, in einer der nächsten Sitzungen des Kabinettsrates entsprechende Anträge 

wegen Abänderung der Dienstpragmatik zu erstatten. 

 

4. 

Grundsätze für die Einreihung der Dienstorte in die Ortszulagenklassen. 

Staatssekretär P a u l bringt dem Kabinettsrate zur Kenntnis, dass die paritätische 

Lohnkommission nach einem in ihrer letzten Sitzung gefassten Beschlusse das Verlangen 

stelle, ermächtigt zu werden, die Einreihung der Dienstorte in die einzelnen 

Ortszulagenklassen selbst und ohne die im Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz 

vorgesehenen Beschränkungen lediglich nach Maßgabe der lokalen Teuerungsverhältnisse 

vornehmen zu können. Abgeordneter T o m s c h i k habe als Vorsitzender der paritätischen 

Lohnkommission sich an Redner mit dem Ersuchen gewandt, entsprechende Weisungen der 

Regierung an die Finanzlandesdirektion in Wien, bei welcher am 3. Mai die 

niederösterreichische Landeskommission zusammentreten solle, zu erwirken. Der sprechende 

Staatssekretär halte dafür, dass das Begehren der paritätischen Lohnkommission insbesondere 

im Hinblick auf die Teuerungsverhältnisse in den Gemeinden an der Südbahnstrecke 

Berechtigung besitze, weshalb ihm das möglichste Entgegenkommen der Regierung am Platz 

erscheine. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h wendet dagegen ein, dass eine solche Vorgangsweise eine 

Abweichung vom Gesetz darstelle und daher von der Regierung nicht verfügt werden könne. 

Der V o r s i t z e n d e erwidert, dass im Gesetz die Grenzen für die Einreihung der 

Dienstorte in die Ortszulagenklassen tatsächlich zu eng gezogen seien und eine 

Gesetzesänderung in Erwägung gezogen werden müsse, um das formale Hindernis gegen die 
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Befriedigung tatsächlich gegebener Notwendigkeiten zu beseitigen. 

Vizekanzler F i n k erkennt die Berechtigung einer Änderung des Nachtrages zum 

Besoldungsübergangsgesetz hinsichtlich der Bestimmung der Ortszulagenklassen an, macht 

jedoch seine Zustimmung zu einem Vorgehen nach den Wünschen der paritätischen 

Lohnkommission, insolange das Gesetz nicht geändert ist, davon abhängig, dass darüber 

vorher der Hauptausschuss befragt werde. 

Der Kabinettsrat legt sohin seine Stellungnahme in der Angelegenheit dahin fest, dass er 

sich außerstande erklärt, in der Frage der Einreihung der Dienstorte in die Ortszulagenklassen 

über den Wortlaut des Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz hinauszugehen. Sollte 

sich jedoch zu einer Änderung des Gesetzes in dieser Hinsicht eine dringende Notwendigkeit 

herausstellen, wäre die Regierung geneigt, eine solche dem Hauptausschuss und der 

Nationalversammlung zu empfehlen. Der Kabinettsrat ladet die niederösterreichische 

Landeskommission ein, ihr Gutachten und ihre Vorschläge zu erstatten. Von dieser 

Schlussfassung ist der Vorsitzende der niederösterreichischen Landeskommission durch eine 

Zuschrift im Wege der Finanzlandesdirektion, sowie im kurzen Wege auch der Vorsitzende 

der paritätischen Lohnkommission durch das Staatsamt für Finanzen zu verständigen. 

 

5. 

Realisierung von rückständigen Gebühren für Militärpersonen, dann von Auslagen für die 

deutschösterreichischen Volkswehrformationen in Deutschböhmen und Sudetenland. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erstattet dem Kabinettsrat nachstehenden Vortrag: 

Laut Kabinettsratsbeschlusses vom 19. März 1919 wurden den in Böhmen, Mähren und 

Schlesien sich aufhaltenden Berufsmilitärpersonen deutscher Nationalität, die sich zur 

Aufnahme in die provisorische österreichische Wehrmacht angemeldet haben, der Fortbezug 

der laufenden Monatsgebühren von der Zeit des Umsturzes bis zum Friedensschlusse - also 

bis Ende September 1919 - zugestanden. 

1) Infolge der schwierigen Verbindungen konnte eine Gruppe von Gagisten und 

Berufsunteroffizieren die Gebühren bis einschließlich September 1919 in einem 

Gesamtbeträge von etwa 700.000 Kronen nicht rechtzeitig erhalten. 

Die Perzipienten haben nun durch nach Wien entsendete Vertrauensmänner die Bitte um 

Nachzahlung gestellt, wobei sie anführen, dass die meisten von ihnen sich in einer sehr 

bedrängten materiellen Notlage befinden, zumal ihnen die Ausnahme in die tschechische 

Armee sowie in sonstige öffentliche Dienste geradezu unmöglich gemacht werde. 

2.) Infolge Einstellung des Banküberweisungsverkehres wurden die Gebühren jedesmal 
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durch die von den Ortsgruppen entsendeten Privatkuriere abgeholt, welche die Erfolgung der 

Gebühren an die Bezugsberechtigten zu bewirken hatten. 

Die von diesen Kurieren in Wien übernommenen Gelder wurden in einigen Fällen seitens 

tschechischer Amtsorgane beschlagnahmt oder sind auf sonstige Weise abhanden gekommen. 

Seitens der Perzipienten, die auf diese Weise ihrer Gebühren verlustig wurden, werde 

nunmehr die nochmalige Erfolgung erbeten. 

Der in Betracht kommende Gesamtbetrag dürfte sich auf zirka 200.000 Kronen belaufen. 

3.) Gelegentlich des Umsturzes im November 1918 gelangten in den deutschsprachigen 

Gebieten Böhmens, Mährens und Schlesiens über Verfügung des damaligen Staatssekretärs 

für Heereswesen, beziehungsweise im übertragenen Wirkungskreise durch die 

deutschböhmische Landesregierung deutschösterreichische Volkswehren zur Aufstellung. 

Die Auslagen für dieselben wurden zumeist vorschussweise von 

Bezirksnationalausschüssen, Gemeinden und sonstigen Korporationen oder von 

Privatpersonen in den betreffenden Gebieten bestritten. Im Dezember 1918, beziehungsweise 

Jänner 1919 wurden diese Volkswehrformationen über Verfügung der tschechischen 

Regierung aufgelöst. Die Bezirksnationalausschüsse beziehungsweise die Gemeinden etz. 

sandten nun die Rechnungsakten der deutschböhmischen Landesregierung beziehungsweise 

der Wirtschaftsabteilung beim Landesbefehlshaberamte für Deutschböhmen zur Überprüfung 

ein und forderten die Refundierung der vorschussweise erfolgten Gelder. 

Diese Ansprüche wurden bis zum Bekanntwerden der Bestimmungen des Staatsvertrages 

von St. Germain nach durchgeführter Überprüfung auch befriedigt. 

Die seither unbefriedigt gebliebenen Ansprüche betrugen zirka 600.000 - 700.000 Kronen. 

Redner stelle hinsichtlich dieser Fragen folgenden Antrag: 

ad 1) Jenen Berufsmilitärpersonen, die unverschuldet bisher nicht in den Bezug ihrer 

seinerzeit zu Recht bestandenen Gebühren gelangt sind, wären diese über fallweises 

Ansuchen unter Ablehnung jeglichen Rechtstitels aus Kommiserationsgründen nachträglich 

flüssig zu machen. 

ad 2) Die zur Behebung der Gebühren bevollmächtigten Vertrauensmänner haben die 

betreffenden Beträge der Perzipienten auf eigene Gefahr übernommen. Eine Schadloshaltung 

derjenigen Perzipienten, welche durch die erwähnten Beschlagnahmen oder auf sonstige 

Weise ihrer Gebühren verlustig wurden, wäre daher abzulehnen. 

ad 3) Die Entscheidung über den Rückersatz von vorschussweise bestrittenen Auslagen für 

die deutschösterreichischen Volkswehrformationen in den deutschen Gebieten Böhmens, 

Mährens und Schlesiens wird der vorherigen näheren Klarstellung vorbehalten. 
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Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

6. 

Bedeckung des Betriebsabganges  des Wiener Krankenanstaltenfonds im 1.Quartal 1920. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r berichtet, dass sich beim Wiener 

Krankenanstaltenfonds im 1.Quartal 1920 ein Betriebsabgang von 64,400.000 Kronen 

ergeben habe, nach den Vereinbarungen zwischen Staat, dem Lande Niederösterreich und der 

Gemeinde Wien solle der Abgang des Krankenanstaltenfonds unter Drittelbeteiligung dieser 3 

Faktoren gedeckt werden. Das Land Niederösterreich und die Gemeinde Wien lehnen jedoch 

in der letzten Zeit die Beteiligung an den Vorschusszahlungen ab, sodass im Hinblick auf die 

Notlage der Krankenanstalten nichts erübrige, als den Abgang vorläufig zur Gänze aus 

Staatsmitteln zu tragen. Das Staatsamt für Finanzen habe sich bereits einverstanden erklärt, 

den Abgang der Monate Jänner und Februar im Betrag von 42 Millionen Kronen 

vorbehaltlich der Zustimmung des Kabinettsrates zur Verfügung zu stellen. Der weitere 

Antrag des Volksgesundheitsamtes auf Gewährung eines Vorschusses auf den Abgang des 

Monates März in der Höhe von 22,400.000 Kronen habe im Staatsamt für Finanzen bisher 

noch keine Erledigung gefunden. 

Nach dem Antrage des sprechenden Staatssekretärs erteilt der Kabinettsrat zur Gewährung 

einer vorschussweisen Zahlung von 42 Millionen Kronen aus Staatsmitteln an den Wiener 

Krankenanstaltenfonds zur Deckung des Betriebsabganges der Monate Jänner und Februar 

1920 die Zustimmung und ermächtigt das Volksgesundheitsamt, im Einvernehmen mit dem 

Staatsamt für Finanzen auch die zur Deckung des Betriebsabganges im Monate März d. J. 

erforderliche Vorschusszahlung von 22.400.000 Kronen zu leisten. 

 

7. 

Vollzugsanweisung womit die Vollzugsanweisung vom 13. Oktober 1918, St.G.Bl. Nr. 22, 

betreffend die Anforderungen von Wohnungen durch die Gemeinden ergänzt wird 

(Ersatzanforderung). 

Staatssekretär H a n u s c h unterbreitet dem Kabinettsrat den Entwurf einer 

Vollzugsanweisung, durch welche die Landesregierungen ermächtigt wurden sollen, in 

Gemeinden, welche von dem ihnen zustehenden Wohnungsanforderungsrecht keinen 

ausreichenden Gebrauch machen oder sich weigern, davon Gebraucht zu machen, das Recht 

zur Wohnungsanforderung auch der politischen Bezirksbehörde einzuräumen. 

Vizekanzler F i n k erblickt in einer derartigen Regelung einen unzulässigen Eingriff in die 
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Autonomie der Gemeinden. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r begegnet dieser Einwendung mit dem Hinweis darauf, 

dass es sich vorliegendenfalls um Befugnisse der Gemeinden im übertragenen Wirkungskreis 

handle, welche im Falle nicht entsprechender Ausübung seitens der Gemeinde jederzeit 

staatlichen Organen zugewiesen werden können. Gegen die Vollzugsanweisung könne 

umsoweniger ein Bedenken bestehen, als bereits in der grundlegenden Vollzugsanweisung 

vom 13. November 1918, St.G.BI.Nr. 22, über das Anforderungsrecht der Gemeinden die 

Möglichkeit der Zusammenfassung mehrerer Gemeinden zu einem Wohngebiete vorgesehen 

sei, innerhalb dessen über Wohnungsanforderungen, falls sich die Gemeinden nicht einigen, 

die politische Bezirksbehörde zu entscheiden habe. 

Staatssekretär S t ö c k l e r nimmt gegen das Anforderungsrecht auf Wohnungen 

überhaupt Stellung, da es jede Bautätigkeit unterbinde und dadurch nur zur Verschärfung der 

Wohnungsnot beitrage. 

Nach einer Bemerkung des Staatssekretärs Hanusch, dass die Vollzugsanweisung, da sie 

auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassen werden soll, der 

Zustimmung des Hauptausschusses bedürfe, erklärt sich der Kabinettsrat mit der Vorlage des 

Entwurfes an den Hauptausschuss einverstanden. 

 

8. 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Pensionsversicherung von Angestellten. 

Staatssekretär H a n u s c h unterbreitet dem Kabinettsrat neuerlich den bereits in der 

Kabinettssitzung vom 12. März l. J. verhandelten Entwurf eines Gesetzes, betreffend die 

Pensionsversicherung von Angestellten, und berichtet, dass sich beide koaliierten Parteien 

dahin geeinigt haben, die Bereinigung der Frage der Einführung des Verhältniswahlrechtes 

bei den Sozialversicherungsinstituten und sonstigen Verwaltungskörperschaften den 

Ausschussberatungen vorzubehalten. 

Der Kabinettsrat erteilt sohin die Ermächtigung zur Einbringung der Vorlage in der 

Nationalversammlung. 

 

9. 

Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Teilung mehrerer 

Gemeinden. 

Staatssekretär E l d e r s c h berichtet, dass der niederösterreichische Landtag in seiner 

Sitzung am 11. März 1920 eine größere Anzahl von Gesetzentwürfen, betreffend die Teilung 
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von Gemeinden, beschlossen habe. 

Gegen eine Reihe dieser Gesetzesbeschlüsse sei bereits auf Grund des 

Kabinettsratsbeschlusses vom 13. April 1920 Vorstellung erhoben worden. 

Unmittelbar vor Ablauf der Vorstellungsfrist habe nun das Staatsamt für Justiz, welchem 

vor Behandlung der Gesetzentwürfe im Kabinettsrate Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 

worden war, seiner Ansicht dahin Ausdruck gegeben, dass die Bedenken gegen die Schaffung 

von Zwerggemeinden auch rücksichtlich der Teilung der Gemeinden Elsern, Oberhöflein, 

Kainraths, Staasdorf, Siebenhöf, St.Valentin-Landschach und Malgen bestehen. 

Der sprechende Staatssekretär habe daher in Anhoffnung der Zustimmung des 

Kabinettsrates bei der niederösterreichischen Landesregierung auch gegen diese 

Gesetzesbeschlüsse wegen verwaltungspolitischer Bedenken Vorstellung erhoben und erbitte 

sich hiefür die nachträgliche Genehmigung. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene nachträgliche Genehmigung. 

 

10. 

Genehmigung von Landtags- beziehungsweise Landesratsbeschlüssen in autonomen 

Finanzangelegenheiten. 

Staatssekretär E l d e r s c h gibt bekannt, dass die Landesregierungen in Salzburg und 

Niederösterreich um die Genehmigung der Staatsregierung für die Beschlüsse des Landtages 

von Salzburg vom 19. Dezember 1919 und Niederösterreich vom 10. Februar 1920, 

betreffend die Einhebung von Landeszuschlägen eingeschritten seien. 

Ferner habe die Landesregierung von Oberösterreich die Genehmigung des 

Landesratsbeschlusses vom 5. März 1920, betreffend die Einhebung von Abgaben von 

Theater-, Varieté- und Kinovorstellungen in der Gemeinde Ried i. I., und die Landesregierung 

von Niederösterreich die Genehmigung des Beschlusses der Landesversammlung vom 30. 

April 1918, sowie der Landtagsbeschlüsse vom 8. April, 11. Juni, 3. und 23. Juli, 1. und 22. 

Oktober 1919, betreffend die Einhebung von 100% übersteigenden Umlagen in den 

Gemeinden St. Johann am Steinfelde, Paudorf, Raach, Eschenau, Ulrichskirchen, Feistritz am 

Wechsel, Göstling und Albrechtsberg beantragt. 

Der sprechende Staatssekretär regt in diesem Zusammenhange eine Abänderung in der 

Behandlung derartiger, der Genehmigung der Staatsregierung unterliegender Beschlüsse der 

Landtags- und Landesräte in autonomen Finanzangelegenheiten an. 

Die Fälle, in denen um Zustimmung zur Einhebung von Zuschlägen oder Auslagen an die 

Staatsregierung herangetreten werden muss, nehmen stets zu, da die Gemeinden, Bezirke und 



177 – 1920-04-29  13 
 

Länder fast durchwegs nicht mehr in der Lage seien, ihren Haushalt mit dem seinerzeit in den 

Gesetzen vorgesehenen normalen Umlagenprozenten zu decken. Die einzelnen Beschlüsse 

werden im Staatsamte für Inneres und Unterricht sowie im Staatsamt für Finanzen geprüft und 

geben nur ganz ausnahmsweise Anlass zu einer Bemerkung. Der Kabinettsrat selbst könne 

sich damit, da ihm immer eine größere Zahl solcher Beschlüsse gleichzeitig zugehe, stets nur 

ganz oberflächlich befassen. 

Redner glaube deshalb anlässlich der vorliegenden, sachlich begründeten Anträge im 

Interesse der Entlastung des Kabinettsrates anregen zu sollen, dass die Genehmigung der 

Beschlüsse der Landesräte oder der Landesversammlungen, die die Einhebung höherer 

Umlagen oder besonderer Auflagen im Lande, in einzelnen Bezirken oder in Gemeinden zum 

Gegenstände haben, dem Staatsamt für Inneres im Einvernehmen mit dem Staatsamt für 

Finanzen und den allenfalls sonst beteiligten Staatsämtern übertragen werde, soweit es sich 

nicht um Beschlüsse von besonderer wirtschaftlicher oder politischer Tragweite handelt. 

Nach dem Antrage des sprechenden Staatssekretärs genehmigt der Kabinettsrat die 

vorliegenden Beschlüsse der Landtage von Niederösterreich und Salzburg sowie des 

Landesrates von Oberösterreich und erteilt gleichzeitig dem Staatsamt für Inneres und 

Unterricht die Ermächtigung, in Hinkunft bei Beschlüssen der angeführten Art im 

Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen und den sonst etwa beteiligten Staatsämtern 

die Genehmigung der Staatsregierung ohne Einholung eines Beschlusses des Kabinettsrates 

auszusprechen. 

 

11. 

Entscheidung über die Höhe des im Gesetze über die Durchführung der Elektrisierung der 

Staatseisenbahnen einzusetzenden Kostenbetrages. 

Staatssekretär P a u l führt aus, dass die neuerliche Durchrechnung des Projektes über die 

Elektrisierung der Staatselsenbahren eine Steigerung des Kostenaufwandes von 3 ½ 

Milliarden Kronen auf 5 Milliarden Kronen ergeben habe Redner erbittet vom Kabinettsrat 

Richtlinien dafür, mit welchem Betrag das Erfordernis in das in der Kabinettssitzung vom 16. 

März l. J. beschlossene Investitionsgesetz eingestellt werden soll. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n empfiehlt, in das Investitionsgesetz den 

Bauaufwand nur in der ursprünglich ermittelten Höhe aufzunehmen, im Motivenbericht 

jedoch zu bemerken, dass dieser Aufwand den Preisen zur Zeit der Verhandlung der 

Angelegenheit im Kabinettsrat entspreche, mit Rücksicht auf die Fortdauer der 

Preissteigerung aber voraussichtlich werde überschritten werden müssen. 
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Staatssekretär E l d e r s c h spricht sich ebenfalls für die Beibehaltung des ursprünglichen 

Betrages aus, zumal der schließliche Aufwand sich derzeit überhaupt nicht ermitteln lasse. 

Vizekanzler F i n k und Staatssekretär Dr. Reisch dagegen wünschen die Berücksichtigung 

schon der neuerdings ermittelten Kostenziffer in der Gesetzesvorlage, um der Bevölkerung 

von vorneherein vor Augen zu führen, welche bedeutenden Mittel zur Durchführung der 

Elektrisierung der Staatseisenbahnen erforderlich sein werden. 

Der Kabinettsrat spricht sich schließlich dafür aus, dass in das Investitionsgesetz der 

Baukostenaufwand mit 5 Milliarden Kronen eingestellt werde, in den Motivenbericht aber 

trotzdem noch der Beisatz aufzunehmen sei, dass angesichts der andauernden Preissteigerung 

sich auch über diesen Betrag hinaus voraussichtlich noch ein Mehrerfordernis ergeben, werde. 

 

12. 

Festsetzung der Zeitungspostgebühren. 

Staatssekretär P a u l erinnert daran, dass ihm gelegentlich der Beratung der neuen 

Zeitungspostgebühren in der Kabinettsratssitzung vom 19. März d. J. die Ermächtigung erteilt 

worden sei, die damals vorgeschlagenen Gebührensätze in Übereinstimmung mit der 

sonstigen Neuregelung der Postgebühren aus Anlass der Bezugsaufbesserungen der 

öffentlichen Angestellten durchgehends um 100% zu erhöhen. Dementsprechend bestimme 

die Vollzugsanweisung vom 23. März 1980, St.G.Bl. Nr. 130, für die Versendung von 

Zeitungen mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1920 eine Gebühr von 2 K für jedes Kilogramm 

Durchschnittsgewicht, mindestens von 6 h für die einzelne Nummer im Höchstgewicht von 

25 Gramm. 

Nunmehr hebe die Vereinigung der österreichischen Tageszeitungen in einer Eingabe an 

das Staatsamt für Verkehrswesen erklärt, dass die Zeitungsunternehmungen eine solche 

Mehrbelastung nicht mehr zu tragen vermögen und die Bitte gestellt, die 

Zeitungspostgebühren auf die Hälfte zu ermäßigen, wie auch die Gebühr für die Versendung 

von Zeitungen in Ballen als Eil- oder Expressgut von der mit 15. April l. J. in Kraft getretenen 

100%igen Erhöhung der Eisenbahnfrachttarife auszunehmen. 

Redner wolle die Stellungnahme zu einer etwaigen Vereinigung der Eisenbahnfrachtsätze 

für die Beförderung von Zeitungen einem späteren Zeitpunkte vorbehalten und erbitte sich 

jetzt nur eine Äußerung des Kabinettsrates darüber, inwieweit etwa politische Rücksichten die 

Ermäßigung der Zeitungspostgebühren nahelegen. 

Der Kabinettsrat erklärt sich im Hinblick auf die Lage der Staatsfinanzen außerstande, die 

begehrte Herabsetzung der Zeitungspostgebühren zuzugestehen. Über den Vorschlag des 
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Generalpostdirektors H o h e i s e l beschließt er jedoch, bei den Wochenblättern das für den 

Gebührensatz von 6 Hellern zulässige Höchstgewicht von 25 Gramm auf 35 Gramm zu 

erhöhen und den Wochenblättern von dem Zeitpunkte an, in welchem bei ihnen, so wie dies 

jetzt bei den Tageszeitungen geschieht, die adresselose Versendung eingeführt sein wird, die 

Beförderung zum Tarif für die Tageszeitungen einzuräumen. 

 

13. 

Forderungen der Kanzleibeamten. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g berichtet über die Vorsprache des Aktionskomitees der 

Kanzleibeamten, das am 26. April 1920 vom Sektionschef Dr. D a v y und vom Redner im 

Staatsamte für Inneres zur Entgegennahme der Forderungen der vereinigten Kanzleibeamten 

(der aus dem Zertifikatistenstande und der aus dem Kanzleioffiziantenstande 

Hervorgegangenen) empfangen wurde. 

Es handle sich um folgende fünf Forderungen: 

1.) Automatische Ernennung aller Kanzleigehilfen und Gehilfinnen, welche drei Jahre 

vollstreckt haben, zu Staatsbeamten ohne Rangsklasse. 

2.) Ernennung aller Staatsbeamten ohne Rangsklasse beiderlei Geschlechtes, sowie der 

nach dem Februar 1919 zu Offizianten Ernannten aber noch nicht Staatsbeamte ohne 

Rangsklasse Gewordenen in die XI. Rangsklasse; Einreihung analog den für die 

Postoffizianten und Offiziantinnen geltenden Bestimmungen einschließlich aller auf Grund 

des Gesetzes vom 5. Februar 1919, sowie des Erlasses des Staatsamtes für Finanzen vom 14. 

April 1919 aus dem Kanzleioffiziantenstande ernannten pragmatischen Beamten. 

3.) Einreihung aller Kanzleibeamten ohne Unterschied des Geschlechtes, Ressorts und 

früheren Berufes (Militär oder Zivil) in die Gruppe D. 

4.) Beseitigung der Gesamtministerialverordnung vom 25. Jänner 1914, R.G.Bl.Nr. 21 und 

Unterstellung auch der Kanzleigehilfen beiderlei Geschlechtes unter die Dienstpragmatik 

analog den Praktikanten. 

5.) Ressortweise Schaffung eines einheitlichen Kanzleibeamtenstatus. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g berichtet weiters, dass die Kanzleibeamten infolge der 

widerholten Verzögerung der Angelegenheit und des Unterbleibens einer Entscheidung des 

Kabinettsrates über die Forderungen der Gerichtskanzleibeamten ungeduldig geworden seien 

und ihn nachdrücklichst ersucht hätten, der Regierung mitzuteilen, dass die Vertreter beider 

Gruppen der Kanzleibeamtenschaft das dringende Ersuchen stellen, es mögen die 

Regierungsvertreter (Sektionschef Dr. D a v y und Ministerialrat Dr. W i l f l i n g) eine im 
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allgemeinen Rahmen gehaltene Vollmacht zur sachlichen Durchberatung der Forderungen der 

Kanzleibeamtenschaft noch vor endgiltiger Entscheidung durch den Kabinettsrat erhalten. 

Diesem solle ein einverständlich zustande gekommenes Ergebnis vorgelegt werden. 

Redner unterzieht sodann die fünf Forderungen einer kurzen Erörterung und weist darauf 

hin, dass insbesondere die Forderungen 2 und 3 wegen der großen finanziellen Wirkungen, 

aber auch wegen der sicher zu erwartenden weitreichenden Beispielsfolgerungen ganz 

unannehmbar seien. Es könnte seines Erachtens bei den sachlichen Verhandlungen, wenn der 

Kabinettsrat zu solchen die Ermächtigung erteile, in der Weise entgegengekommen werden, 

dass gewisse Härten, die sich aus der Festsetzung eines Stichtages im 

Kanzleioffiziantengesetz ergeben haben, beseitigt würden (weitere Ernennung aller 

Kanzleigehilfen nach 3 Jahren zu Offizianten, Ernennung der eine gewisse längere Dienstzeit 

aufweisenden erst auf Grund des Gesetzes zu Offizianten Ernannten zu Beamten ohne 

Rangsklasse; Fortsetzung der Ernennung länger dienender Kanzleioffizianten und 

Offiziantinnen zu Beamten der XI. Rangsklasse). Auch könnte erwogen werden, ob nicht 

zwischen die Ernennung zum Offizianten und die zum Beamten der XI. Rangsklasse eine 

Zwischenstufe (Beamter ohne Rangsklasse) nach einigen Jahren einzuschieben wäre, 

äußersten Falle auch, ob man nicht die Ernennung zum Beamten der XI. Rangsklasse früher 

als nach 18 Jahren eintreten lassen und den aus dem Stande der Zertifikatisten 

hervorgegangenen Kanzleibeamten noch eine größere Zahl von Militärjahren (als schon 

bisher zugestanden) anrechnen könnte. Die Forderung wegen des einheitlichen Status wäre zu 

erfüllen, ausdrücklich aber wäre zu erklären, dass die weitergehenden Forderungen 

indiskutabel wären und vom Kabinettsrat abgelehnt werden würden. 

Der Kabinettsrat pflichtet der vom Ministerialrat Dr. W i l f l i n g gekennzeichneten 

Stellungnahme zu den erhobenen Forderungen bei und ermächtigt ihn, in Gemeinschaft mit 

Sektionschef Dr. D a v y in diesem Sinne die Verhandlungen mit den Kanzleibeamten zu 

führen. Die allenfalls zustande kommenden Vereinbarungen werden dem Kabinettsrate 

seinerzeit zur formellen Genehmigung vorzulegen sein. 

 

14. 

Erhöhung der Milchpreise. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s weist daraus hin, dass die Milchanlieferung 

nach Wien in der letzten Zeit in bedrohlichem Maße abgenommen habe. Das täglich 

einlangende Quantum von weniger als 40.000 Litern reiche nicht einmal mehr zur Versorgung 

der Säuglinge aus. Die Ursache für dieses Sinken der Anlieferung liege darin, dass mit den 
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gegenwärtigen Milchpreisen die Erzeugerkosten nicht mehr gedeckt werden können. Auf 

Grund von Verhandlungen, die bei der niederösterreichischen Landesregierung geführt 

worden seien, beabsichtige die Landesregierung, der die Testsetzung des Milchpreises unter 

Bestätigung des Staatsamtes für Volksernährung obliege, den Stallpreis der Milch von 2 K auf 

6 K zu erhöhen. Mit den Zuschlägen würde sich der Milchpreis künftighin in Wien zwischen 

10 und 11 Kronen stellen. 

Da nur bei dieser Preiserhöhung eine Steigerung der Milchanlieferung zu gewärtigen sei, 

werde nach Anschauung des sprechenden Staatssekretärs nichts anderes erübrigen, als die von 

der niederösterreichischen Landesregierung beantragten Ansätze zu genehmigen. Redner 

erbitte sich vom Kabinettsrate hiezu die Ermächtigung. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

15. 

Erhöhung der Preisspannung beim Kleinverkauf von Rindfleisch. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s führt aus, dass dermalen in Wien folgende 

Kleinverkaufspreise für Rindfleisch in Geltung stehen. 

In je drei teuren Wochen für Vorderes 98 K per kg, für Hinteres 102 K per kg und für 

Bratenfleisch 124 K per kg, in je einer den drei teuren entsprechenden billigen Woche für 

Vorderes 50 K, für Hinteres 52 K und für Bratenfleisch 66 K per kg. Der Zuweisungspreis an 

die Fleischhauer betrage in den teuren Wochen 94 K per kg und in den billigen Wochen 46 K 

per kg, das ist durchschnittlich 82 K per kg. Die den Fleischhauern eingeräumte Spannung 

betrage 11‘52%, das ist per kg durchschnittlich 9 K 46 h. Von dieser Preisspannung entfallen 

5 ½ % auf den Schwund, die restlichen 6% sind als Bruttogewinn anzusehen. 

Von den fleischverarbeitenden Gewerben sei in der letzten Zeit auf eine Erhöhung dieser 

Preisspannung mit dem Hinweise gedrungen, dass alle Spesen des Fleischhauergewerbes um 

nahezu 100% gestiegen seien. Die Fleischhauer verlangten eine Erhöhung der Spannung auf 

18 ½ % und begründeten dies mit der von der Gehilfenschaft aufgestellten Forderung einer 

100%igen Lohnerhöhung und der Preissteigerung aller Bedarfsartikel wie Kohle, Wäsche, 

Eis, Werkzeuge etz. ferner der Erhöhung der Fuhrwerkskosten und der Steuern und der 

Verteuerung der Beistellung von Kost und Quartier für die Gehilfen. 

Den Forderungen der Fleischhauer nach Erhöhung der Spannung könne ebenso wenig wie 

dem Verlangen der Gehilfen nach einer Lohnerhöhung die Berechtigung abgesprochen 

werden, Da aber eine weitere Erhöhung der Detailverkaufspreise nicht in Erwägung gezogen 

werden könne, könnte dem Wunsche der Interessenten nur durch Herabsetzung des 
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Zuweisungspreises Rechnung getragen werden. 

Nach Durchführung einer Verhandlung mit den Fleischhauermeistern und den 

Gehilfenvertretern, bei der beide Teile ihre Ansprüche ermäßigt hätten, stelle der sprechende 

Staatssekretär den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschließen, dass der Zuweisungspreis ab 

Amtlicher Übernahmsstelle für die 3 teuren Wochen von 94 K auf 91 K per kg und für die 

billige Woche von 46 K auf 45 K per kg herabzusetzen ist. Der durchschnittliche 

Zuweisungspreis würde somit 79 K 50 h gegen 82 K nach der geltenden Festsetzung betragen 

und die Preisspannung würde sich von 11‘52% auf 15‘03% das ist auf 11 K 95 k pro kg 

erhöhen. Der Mehrverlust für die Amtliche Übernahmsstelle bei der Abgabe von Rindfleisch 

würde sich auf 2 K 50 h per kg stellen, was im Monat 3‘5 Millionen Kronen ausmacht. Die 

derzeitigen Verluste betragen bei Fleisch pro kg 30 K, monatlich also, da der Verbrauch von 

1600 t auf 1400 t gesunken ist, 42 Millionen Kronen. Dieser Verlust würde sich nach dem 

Gesagten auf 45‘5 Millionen Kronen erhöhen. 

Wollte man die Differenz auf den Konsum überwälzen, dann würden die 

Kleinverkaufspreise in den drei teueren Wochen für 101 K für Vorderes, 105 K für Hinteres, 

127 K für Bratenfleisch und in der billigen Woche 51 K für Vorderes, 53 K für Hinteres, 67 K 

für Bratenfleisch betragen. Hiezu sei jedoch zu bemerken, dass eine Preissteigerung in den 

teueren Wochen schon deshalb ausgeschlossen sei, weil das Fleisch schon jetzt vielfach nicht 

gekauft werde. Es müsste daher die Differenz zur Gänze auf die billige Woche überwälzt 

werden, deren Kleinverkaufspreis dann wäre: Vorderes 60 K, Hinteres 62 K, Bratenfleisch 76 

K. Eine derartige Erhöhung sei aber nicht vertretbar. 

Mit dem vorgeschlagenen Zugeständnis, das den Forderungen der Fleischhauer halben 

Wegs entgegenkomme, würden sich die Fleischhauer zufrieden stellen. Unter der 

Voraussetzung der Einräumung einer Spannungserhöhung im angegebenen Ausmaße sei 

zwischen den Vertretern der Fleischhauermeister und der Gehilfen eine Vereinbarung in dem 

Sinne erzielt worden, dass alle Löhne, welche 60 K wöchentlich und darunter betragen, eine 

90%ige und alle höheren Löhne eine 80%ige Steigerung erfahren. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h verweist daraus, es sei bisher stets daran festgehalten worden, 

dass lediglich bei einer Steigerung der Gestehungskosten der Lebensmittel gegebenenfalls 

eine Überwälzung der Mehrkosten auf den Staatsschatz Platz greifen könne, während 

Verteuerungen der Regiekosten regelmäßig auf die Konsumenten überwälzt wurden. Von 

diesem Grundsätze abzuweichen, schaffe ein gefährliches Präjudiz. Auch sei die 

staatsfinanzielle Lage eine derartige, dass jede Mehrbelastung vermieden werden müsse. 

Nachdem sich noch die Staatssekretäre E l d e r s c h, S t ö c k l e r und H a n u s c h sowie 
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der V o r s i t z e n d e an der Debatte beteiligt hatten, erhebt der Kabinettsrat den Antrag des 

Staatssekretärs für Volksernährung mit der Maßgabe zum Beschluss, dass der sich hienach 

ergebende Mehrverlust von monatlich 3'5 Millionen Kronen für die Dauer von zwei Monaten 

auf den Staatsschatz zu übernehmen sein wird. 
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[KRP 177, 29. April 1920, Stenogramm Groß] 
 
177. Sitzung, 29. April 1920. 
 
1. 
Renner: Reparationskommission. Ich habe in der Voraussetzung, daß das Kriegsministerium 

zu zwei Drittel mit li[quidierenden] Ämtern besetzt ist, [das Staatsamt für] Äußeres 
angewiesen, mit dem Heeresamt und [dem Staatsamt für] Handel in Verbindung [zu] 
treten und Platz für die Rep[arationskommission zu] machen. 

Zerdik: Es kommt die č.[echoslovakische] und die polnische Mission heraus und [sie] 
kommen ins Handelsministerium. 16 Zimmer hat der Hauskommandant als frei erklärt 
und der Rest kann frei gemacht werden wenn nicht die 15 Räume, welche Zelenka für 
die Postangestellten in Anspruch nimmt, ihm wieder zur Verfügung gestellt werden. 

Paul: Diese 15 Zimmer gehören für das Departement 22 des Staatsamtes für Verkehr. 
Dorthin kommt die Schiffahrtssektion und in die - [den] Räumen der 
Schiffahrtsdirektion wird Platz gemacht für die Postangestellten. Diese haben erklärt, 
wenn sie nicht ordnungsmäßig untergebracht werden, treten sie in den Streik. Ich 
möchte keine Unruhe erzeugen und sie haben gedacht, es werde geordnet werden. 
Wenn ich die 15 Räume nicht bekomme, so ist es wieder für mich sehr peinlich. Ich bin 
jetzt in 19 Gebäuden untergebracht. Unter diesen Umständen kann der Büroverkehr 
nicht aufrecht erhalten werden. Ich dachte, mit den Telegraphenbediensteten in 
Ordnung zu kommen. Es handelt sich nur noch um einige Küchenräume. Zelenka hat 
einen scharfen Sturm vor, daß das Korr[espondenz]-Büro Platz macht. 

Deutsch: Die Art, wie wir die Platzfragen lösen, ist nicht klug. Das Heerwesen, welches das 
größte Bürogebäude ist, wird ganz unzweckmäßig ausgenützt. Es sind lauter kleine 
Amtsabteilungen darin, durch die Vielheit kann man ?niemals kontrollieren. Man soll 
ein oder zwei große Ämter hineingeben. Das Heerwesen nimmt höchstens ein Viertel 
des Raumes ein. Es soll ein zweites großes Amt hinein gelegt werden. Das Haus wird 
nie ausgenützt werden und verwahrlost dabei, weil niemand auf die Ordnung sieht. 

Zerdik: Ich schließe mich Deutsch an. Meine Anschauung war die, daß im Heeresamt das 
ganze Handelsressort unterzubringen wäre. Dadurch würden die Lichtensteinstraße 
und die Postgasse frei werden, dort könnten kleinere Ämter untergebracht werden. Die 
Teilung der Zentralstelle in zwei Gebäude ist eine große Schwierigkeit. 

Wie ich daran gehen wollte, war das Gebäude noch in der Verwaltung des 
Heerwesens. Dieses hatte [eine] die Abmachung getroffen mit dem Verkehrsamt. 
Wenn [man] aus jeder Zimmerfrage eine Streikfrage macht, dann kann man keine 
Gebäudeverwaltung führen. Die Abteilungen des Verkehrswesens müssen halt 
zusammengezogen werden oder es müssen kleinere Räume abgeteilt werden. 

Es sind so unzählig viele neuen Behörden entstanden, welche Raum brauchen, daß 
man sie nicht unterbringen kann. Ich würde bitten, daß in dem Fall die Post und 
Telegraphenangestellten dorthin gehen, wohin sie gewiesen werden und die Räume im 
Kriegs[ministeriums]gebäude der Reparationskommission zugewiesen werden. 

Paul: Es war diese Einteilung schon ausgemacht. Ins Kriegs[ministeriums]gebäude könnte 
auch ich hinein ziehen, ich könnte das ganze Post- und Telegraphenwesen 
unterbringen. Ich habe fremde Missionen im Gebäude, noch alle möglichen 
?Liquidierungsstellen. 

Renner: Wir haben entschieden, daß das Korrespondenz-Büro in das 
Landesverteidigungsministerium kommen muß und es ist gesagt worden, daß es gehen 
wird. Die Invalidenkommission und die Landwirtestelle werden sich einschränken. 
Das Korrespondenz-Büro muß untergebracht werden und das Telegraphengebäude 
geräumt werden. Ebenso muß die Reparationskommission untergebracht werden. 
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Paul: Wir sollten trachten, die Einteilung im Heeresamt so zu treffen, daß meinem Amt 
wenigstens einige Zimmer geräumt werden. Es ist gut, wenn Deutsch sagt, das große 
Gebäude für große Ämter zu nehmen. 

Zerdik: Es ist die größte Mühe, wenn wir die 15 Zimmer behalten, der 
Reparationskommission die 40 Zimmer zu geben. Es hat geheißen, daß sie 
wahrscheinlich 60 Zimmer brauchen werden. Es wäre gescheiter, wenn das nicht geht, 
es gar nicht zu machen. 

Renner: Der Beschluß wird erneuert, daß das Korrespondenz-Büro in das 
Landesverteidigungsministerium kommt. Der Reparationskommission werden 40 
Zimmer im Kriegs[ministeriums]gebäude zur Verfügung gestellt. 

 
 
2. 
Zerdik: Antrag, um herauszukommen, alle Angelegenheiten ... Punkt 7. 
Deutsch: Am ersten Blick scheint es zweckmäßig. Aber außer den Häusern, welche das 

Heerwesen freigegeben hat, haben wir in den verschiedenen Kasernen und Gebäuden 
eine Unmasse von Parteien sitzen. Sollen wir den ganzen Komplex jetzt übergeben? 

Zerdik: Nein, es muß in einer Hand sein. [Aber] wir müssen alles wissen, was geschieht. Es 
wird uns bekannt zu geben sein, was vermietet ist. 

Eisler: Mein Amt wünscht, daß [dies] vor einer Entscheidung zum Gegenstand einer 
zwischenstaatsamtlichen Beratung gemacht wird, weil eine ganze Menge von 
Bedenken vorgebracht werden. Es dürften keine Bedenken sein, daß die Staatsämter 
[sich] über den praktischen Vorgang der einheitlichen Verwaltung verständigen. Die 
Unterbringung von Gerichten und die Aufteilung der verfügbaren Gerichte 
ausschließlich vom Staatsamt für Handel abhängen zu lassen würde den 
gegenwärtigen Zustand noch erschweren. Wir wollen die Grundsätze für die künftige 
einheitliche Gebäudeverwaltung festgelegt wissen. 

Zerdik: Wenn jedes Amt Selbständigkeit haben will, dann muß die einheitliche 
Staatsgebäudeverwaltung aufgegeben werden. Aber bei der Organisation der 
Staatsgebäudeverwaltung muß alles in eine Hand gelegt werden. 

Renner: Das Einvernehmen ist vorgeschrieben. 
Reisch: Wir haben Bedenken gegen die Budgetierung. Ich sehe nicht ein, warum die Mietzinse 

dort verrechnet werden sollen. Die Aufwendungen werden bei jedem Dienstzweig 
verrechnet, wo sie auflaufen. 

Renner: Unter Führung Zerdik, [bestehend aus] Paul, Heer und Justiz und Finanzen wird 
eine Kabinettskonferenz eingesetzt zur Verwaltung. 

 
[Renner]: Wir müssen im Äußeren eine zwischenstaatsamtliche Reparationskommission von 

uns einsetzen. Es wird auch nicht gehen, daß ein Funktionär allein die Vertretung 
übernimmt. Es werden auch die Fachreferenten herangezogen werden müssen. 

Loewenfeld-Ruß: Das Äußere schreibt, daß ein direkter Verkehr nicht mehr stattfinden darf. 
Aber [es muß gewährleistet sein], daß diese Kommission nicht etwa den direkten 
Verkehr mit der Reparationskommission hindert, wie es bisher besteht. 

Genehmigt. 
 
 
2. 
Renner: Ausgleich der Beamten. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß ich in dieser Weise bereits einen Vorstoß 
unternommen habe, am 14. Oktober '19 das Protokoll. Darauf ist am 16. Oktober das 
Rundschreiben ergangen, worin die Ämter aufgefordert werden, den Überschuß 
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bekannt zu geben. Die Ämter haben entweder gar nicht oder negativ geantwortet. So 
geht das nicht. Es ist hier so wie mit den Räumen, man wird Plätze tauschen müssen. 

Dazu müssen wir die Hindernisse der Dienstpragmatik beseitigen. Ich bitte den 
Staatssekretär [für Finanzen], die gesetzlichen Anträge vorzubereiten, damit der 
Kabinettsrat darüber beschließen kann. Das müßte geheim geschehen und wenn sie 
gestellt sind, müssen sie vorher mit Personal besprochen werden, damit wir keinen 
Verdruß haben. 

 
 
[Renner]: Auskunftserteilung an die Presse. 

Wie diese Notenfalsifikate alles beunruhigt haben, ist das Presseamt von den 
Zeitungen um Auskunft angegangen worden. Das Presseamt hat sich bemüht, vom 
Staatsamt für Finanzen eine Auskunft zu bekommen. 

Ich bitte, wenn die Presse eine Information will, so kann man sie ihr in einem 
solchen Fall nicht versagen. Es ist so, daß in allen diesen Sachen die Leute informiert 
werden müssen. 

 
 
Zerdik: Hofrat Simeons muß zurücktreten. [Er ist] Direktor des Handelsmuseums, welcher 

gleichzeitig Sekretär des Vereins ist. [Ich beantrage als Nachfolger] Regierungsrat 
Dr. Drucker, [er] leitet [eine] zweite Abteilung, die Abteilung 11, diese soll er 
beibehalten. 

[Am Rand]: Drucker, Ernennung zum Direktor des Österreichischen 
Handelsmuseums mit Hofratstitel und weiterer Verantwortung im Handelsamt. 

 
 
Renner: Staatsangestelltenfragen. Die paritätische Kommission hat die Verhandlungen 

begonnen. 
Paul: Die eigentlichen formalen Beschlüsse werden von einem Exekutivkomitee gefaßt und 

einer Vollversammlung vorgelegt werden. Es ist in dieser gestrigen Versammlung 
beschlossen worden, daß abweichend vom Gesetz nicht die Staatsregierung teilweise 
Versetzungen in die Klassen I a und II a vernehmen soll, sondern daß die bestehenden 
Klassen der Landeskommission freizugeben sind für eine Einteilung sämtlicher 
Dienstorte in eine dieser Klasse je nach den Teuerungsverhältnissen. 

Am Montag tritt die niederösterreichische Landeskommission zusammen und es ist 
die Gefahr, daß wenn nicht bis dahin eine Weisung seitens der Regierung an die 
Finanzlandesdirektion oder die Mitglieder der Kommission ergangen ist, es sofort zu 
einem Krach kommt und wir die Folgen zu spüren bekommen. Tomschik hat ersucht, 
die Regierung möge sich entscheiden, wie sie sich dieser Sache gegenüber stellt und 
noch bis Montag an die Landeskommission einen Auftrag ergehen zu lassen. 

Reisch: Wir sind an das Gesetz gebunden. Die Regierung kann der Landeskommission 
unmöglich einen Auftrag geben, welcher über das Gesetz hinaus geht. Die paritätische 
Lohnkommission spielt sich als Nationalkabinett auf. 

Renner: Die Angestellten sind der eine Vertragsteil, der Staat der andere. Das Gesetz kann 
keine unmöglichen Dinge verlangen. Die Südbahnstrecke ist im allgemeinen in der 3. 
Klasse. Nun wird [man] dem tatsächlichen Bedürfnis nicht gerecht, wenn sie nur in 
die 2. Klasse kommen können. Das mindeste, was sie nach dem Stand der 
Lebensmittelpreise erwarten, ist 1 a. Nun schafft das Gesetz ein formales Hindernis. 
Damit sind die Südbahner nicht zufrieden. Dann haben wir wieder eine Verwicklung. 
Es ist ein Unheil daß das Gesetz so ausgefallen ist. 

Paul: Bei der Südbahn kommen wir nicht einmal aus mit der Klasse I a. Wir werden eine 
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lokale Streckenzulage einführen müssen. Die Südbahnstrecke bildet ein Unikum, 
ebenso Leobersdorf - St. Pölten. Es ist auch meiner Meinung nicht dafürstehend, 
durch Hartnäckigkeit die Gemüter zu erregen. Das Nachtragsgesetz hat eine 
Verschlechterung eingeführt in der Funktion der paritätischen Lohnkommission. 
Zuerst war es im Hauptgesetz anders, im Nachtrag ist eine Einschränkung erfolgt. Das 
hat den Widerstand hervorgerufen und jetzt geht die Landeskommission auch über das 
erste Gesetz hinaus und wünscht die volle Freiheit der Einreihung nach den 
Teuerungsverhältnissen. 

Eine Berufung auf das Gesetz würde ungünstig wirken. Wir müssen uns klar sein, 
wieweit wir Widerstand leisten können und es besser früher auszubiegen. Es sind noch 
?Resistenzen, welche ausgeglichen werden müssen. 

Dasselbe ist bei der gleitenden Zulage der Fall. Wenn die Leute uns helfen sollen, 
so müssen wir den Führern entgegen kommen. 

Renner: Sachlich liegt ein zwingender Grund vor, an der Südbahnstrecke anders vorgehen. 
Durch die Absperrung von Ungarn sind die Lebensmittelverhältnisse an der 
Südbahnstrecke unerträglich geworden. 

Fink: Ich will nicht zum Meritum sprechen. Wenn das Gesetz nicht genügt, so bin ich mit 
einer Änderung einverstanden. Aber das Kabinett darf vom Gesetz nicht so abweichen, 
ohne es dem Hauptausschuß gesagt zu haben. Dieser müßte damit einverstanden sein, 
daß etwas gegen den Gesetz[eswortlaut] geschieht. Der Hauptausschuß müßte die 
Parteien und die Nationalversammlung dafür gewinnen, daß das Gesetz geändert 
wird. In dieser Frage hat das Parlament die Sache an sich gerissen. 

Renner: Solange das Gesetz besteht, können wir nicht anders entscheiden. Aber wenn etwas 
nicht paßt, dann muß das Gesetz geändert werden oder ohne Gesetzesänderung etwas 
geschehen. 

Reisch: Läßt sich denn keine Regelung finden, die Südbahner zu befriedigen? Es kostet ein 
unnötiges Geld, wenn wir eine allgemeine Regelung treffen, bloß [weil] die Südbahner 
unruhig sind. 

Paul: An der Südbahnstrecke wird eine Sonderregelung eintreten müssen. Sie wollen ein 
System aufstellen nach der wirklichen Teuerung und wollen nicht daran gebunden 
sein, nicht - eine [nicht] den wirklichen Teuerungsverhältnissen entsprechende 
Einreihung vorzunehmen, weil das Gesetz entgegen ist. 

Das Gesetz ist formal dagegen, daß die Kommissionen nach freiem Ermessen die 
Orte einreihen können. Die Kommission macht eigentlich nur die Vorschläge, die 
wirkliche Einreihung ist im Verordnungsweg festzusetzen. Es wird aber schwer sein, 
etwas gegen die Kommission zu tun. Das Gesetz ist das Hindernis. Im ersten [Gesetz] 
war das Hindernis nicht so scharf, es wurde im zweiten Gesetz verschärft. 

Renner: Das Kabinett ist außer Stande über den Wortlaut des Gesetzes hinaus zu gehen, es 
könnte nur [erwägen], dem Ausschuß und der Nationalversammlung eine 
Gesetzesänderung zu empfehlen, wenn sich eine Änderung [als] dringend nötig 
erweist. Die Landeskommission wird also eingeladen, ihr Gutachten und ihre 
Vorschläge darüber zu erstatten. 

Paul: Wir sollten diese Zuschrift an die paritätische Lohnkommission richten, die 
Kommission untersteht der Finanzlandesdirektion. 

[Beschluß]: Diese Zuschrift ist im Wege der Finanzlandesdirektion an den Vorsitzenden der 
Kommission zu erlassen. Das Staatsamt für Finanzen wird ermächtigt, den 
Kabinettsbeschluß auch kurzer Hand dem Vorsitzenden mitzuteilen. 

 
 
Wilfling: Die Kanzleibeamten wünschen eine Auskunft, ob wir ermächtigt sind, mit ihnen 

sachlich zu verhandeln. Sie wollen nicht warten bis über die Gerichtsbeamten 
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entschieden ist. Ich bin ersucht [worden], diesen Beschluß dem Kabinettsrat 
mitzuteilen. Man meinte, daß es am Dienstag sein wird. Am Mittwoch wurde ich 
gefragt und mußte mitteilen, daß die Verhandlung nicht stattgefunden hat. Sie 
erwarten es am Freitag und haben [gesagt, daß] für Sonntag eine Sitzung des 
?Exekutivkomitees einberufen wurde. 

Die Forderungen der Kanzleibeamten gehen zum Teil weiter als die bisher 
vor[ge]brachten. Beide Kategorien haben die Meistforderungsklausel aufgestellt. Die 
Forderungen sind außerordentlich weitgehend und die Stellung der Kanzleibeamten 
und Gehilfen würde besser werden als die der Beamten. 

 
 
Deutsch: Berufsmilitärs aus dem Sudetenland. 
Angenommen. 
 
 
Tandler: Krankenhausfonds. 
Reisch: Unter dem Vorbehalt, daß [es] eine kurienweise Zahlung ist und wir für 

Niederösterreich und Wien lediglich vorschußweise zahlen. Die Verpflichtung beider 
Körperschaften bleibt aufrecht. 

Tandler: Ich stehe auf dem Standpunkt, daß diese Drittelung durchgeführt wird. 
Reisch: Es ist die Frage, ob wir immer weiter zahlen sollen. Es ist die beste Position, das 

Krankenhausgesetz zu beschleunigen. 
Angenommen. 
 
 
Hanusch: Ersatzforderungen. [...] ist der § 1. Zahlreiche Landgemeinden beschweren sich, 

daß in den meisten Fällen nichts geschieht. Es soll der Landesregierung ermöglicht 
werden, in Gemeinden, die nichts tun, etwas zum Schutz der Ämter zu unternehmen. 

Fink: Ich meine, daß das ein wesentlicher Eingriff in die durch das Gesetz den Gemeinden 
eingeräumte Autonomie in dieser Angelegenheit ist. Man zeigt - [sagt] schon im ersten 
Satz, die Gemeinden machen keinen ausreichenden Gebrauch - das Gesetz räumt aber 
das Wohnungsanforderungsrecht den Gemeinden ein. Es geht nicht an, daß - kurzer 
Hand es den Bez[irksbehörden] zu überweisen. Es ist mir auch über große Anstände 
nichts bekannt geworden. Wir sind nicht berechtigt dazu, einen solchen Eingriff in die 
Rechte der Gemeinden ohne gesetzliche Ermächtigung zu tun. 

Eisler: Die ganze Materie ist nicht gesetzlich geregelt, sondern nur durch 
Vollzugsanweisungen. Diese kann formell ohne weiteres geändert werden. Dann 
handelt es sich um [eine] Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises. Die 
Gemeinden haben gewisse Pflichten übernommen im übertragenen Wirkungs[kreis] 
und es ist rechtlich ohne weiteres zulässig, wenn die Gemeinden diesen Pflichten nicht 
nachkommen, die Pflichten der höheren Stelle zu übertragen. 

In der Volks - [Vollzugs]anweisung ist ohnedies schon eine Bestimmung über die 
Wohngebiete. Einer Gemeinde kann das Wohnungszuweisungsrecht übertragen 
werden über jene, welche nicht [Teil ihrer] Bevölkerung sind. Dieses Recht wird jetzt 
einfach der Bez[irksbehörde] übertragen. 

Es bestehen wirklich Schwierigkeiten, weil die lokalen Stellen ihnen nicht zu 
Wohnungen verhelfen. Rechtlich ist sicher kein Bedenken dagegen. 

Fink: Die Vollzugsanweisung muß vor der Hinausgabe dem Hauptausschuß vorgelegt 
werden. 

Stöckler: Das Wohnungsanforderungsrecht ist ein Hindernis des Bauens. Wir müssen uns vor 
Augen halten, daß es ausgeschlossen ist, daß jemand ein Haus baut. Niemand der ein 



177 – 1920-04-29  25 
 

Haus baut, wird über diese Wohnung verfügen lassen, wie es durch die Anforderungen 
geschieht. Das bringt die Wohnungsnot mit sich. Diese Verordnung wird dazu 
beitragen, daß Häuserbauten unterbleiben. Die Verhältnisse am Land sind kritisch, 
weil eine [...] Wut besteht. Es wird keine Wohnung hergestellt aus Furcht vor der 
Anforderung. Wir werden noch sehen, daß wir die Verordnung aus diesem Grund 
werden zurückziehen müssen. 

Hanusch: Es dreht sich nicht um die Vollzugsanweisung, welche die Bauten verhindert. Wenn 
man bauen könnte, würde eine Wohnung in Wien 8.000 Kronen kosten. Ich habe mit 
der Wohnungsnot zu rechnen und diese ist am Land vielfach noch ärger als in den 
großen Städten. Einzelne Eisenbahner wohnen noch in Eisen[bahn]waggons. Sie 
hatten [eine] Wohnung, konnten aber wegen der hohen Mietzinsen die Wohnung nicht 
beibehalten. Es soll durch die Vollzugsanweisung nichts geschehen als die Gemeinden 
zu verhalten, daß die Gemeinden - das Anforderungsrecht strenger zu handhaben. 

[Beschluß]: Ermächtigung, die Vollzugsanweisung dem Hauptausschuß vorzubringen. 
 
 
Hanusch: Pensionsversicherung. Das Gesetz soll eingebracht werden und wir werden uns im 

Ausschuß selbst über den Proporz unterhandeln. Es liegt die 5. Novelle drüben. 
 
 
Eldersch: Gemeindetrennungen. 
 
 
Eldersch: Landesbeschlüsse. 
 
 
Paul: Gemeindefunktionäre. ?Schweizer Regelung ist bei uns nicht durchführbar. 
 
 
c) 
Paul: [Es wurde eine] Beratung hervorgerufen durch das Verlangen einzelner 

Beamtenvereine, für Reisen ihrer Angehörigen nach Heimen Fahrpreisermäßigungen 
[zu] bekommen. Diese Heime sind Wohlfahrtseinrichtungen, sie werden zu sehr 
geringen Pensionspreisen den Beamten überlassen. Es werden dafür Preise verlangt, 
die in keinem Verhältnis zur Lebensführung stehen, 20-30 Kronen pro Tag. Der 
Beamte kann wirklich um billiges Geld dort leben, muß aber für die Reise den gleichen 
Betrag aufwenden. Die Beamten haben gebeten, um eine Ermäßigung auf ein Viertel, 
die Familie bekommt die Hälfte. 

Ich würde glauben, daß wir das nicht unmöglich machen sollen. Es handelt sich um 
3 - 3½ Tausend Personen nach der Anzahl der Unterbringungsmöglichkeiten, mit den 
Angehörigen. Ich kann das nicht allein genehmigen, weil der Kabinettsrat beschlossen 
hat, daß ich [keine] Ausdehnung der Fahrpreisbegünstigungen gewähren darf. Der 
Fahrpreis steht in einem Mißverhältnis zur Begünstigung des billigen Aufenthaltes. 

Allerdings ist heute die Schwierigkeit dazu gekommen: Die paritätische 
Lohnkommission hat die Forderung an die Regierung beschlossen, daß jeder 
Staatsbeamte mindestens einmal im Jahr zu Urlaub fährt [und] dem Angestellten für 
sich und die Familie eine Regiefahrt zugestanden wird. 

Reisch: Ich muß gegen den Antrag sprechen aus dem Standpunkt, daß mit den 
Begünstigungen bei den Fahrpreisen ein Ende gemacht, mindestens keine Erweiterung 
zugelassen wird. Ich sehe keine Logik darin, daß jener Bedienstete, welcher eine 
Begünstigung in der Unterbringung erfährt, auch noch bei der Fahrt begünstigt 
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werden soll, während die größere Anzahl von Beamten, welche nicht [dieses] 
Unterkommen findet, auch die Begünstigung nicht haben soll, auf das Land 
anderwärts gehen zu können. Wenn wir hier nachgeben, werden wir uns in anderen 
Punkten noch schwerer ablehnend verhalten können. Das wäre eine [...] der 
bisherigen Begünstigungen. 

Loewenfeld-Ruß: [Ich] befürworte die Anregung Pauls und bitte das Staatsamt für Finanzen, 
den Widerstand aufzugeben. Es sind besonders die Erholungsheime der Mitella am 
Millstätter See. Die Fahrt dahin für zwei Personen kostet soviel, daß alle 
Unterstützungen der Erholungsheime durch Lebensmittel umsonst sind, wenn der volle 
Fahrpreis gezahlt werden müßte. Auch die ?Anreise macht wenig Schwierigkeiten, 
weil wir die Lebensmittel beistellen. 

Stöckler: Das ist ein gefährliches Präjudiz. Mich wundert es, daß die Bewußten immer mehr 
verlangen. Sie müssen doch den Eindruck haben, daß die ganze Bevölkerung [eine] 
Erbitterung bekommt. Die Fahrpreiserhöhung wirkt in der Bevölkerung enorm 
belastend. Wir können keine Erweiterung der Begünstigungen vornehmen. Wir 
unterbinden schon ohnedies sehr vieles. Wir müssen Weidevieh transportieren, weil 
die Frachtspesen höher sind [als] der Wert des Viehs. 

Eldersch: Ich würde bitten, diese Angelegenheit mehr vom sozialpolitischen Standpunkt aus 
zu betrachten. Ich habe auch das Gefühl, daß ein Präj.[udiz] geschaffen werden 
könnte. Die Gesellschaft hat es ermöglicht, daß die Heime gegründet wurden. Die 
Benützung dieser Heime wäre ausgeschlossen, weil die Leute nicht die Fahrpreise 
aufbringen könnten. Es handelt sich um [eine] Fahrpreisbegünstigung nahezu für 
Kurzwecke. In solchen Fällen soll man von Staats wegen zu Hilfe kommen. Ich möchte 
den Fall eingeschränkt auf solche Fälle wohlwollend behandeln. 

Hanusch: Die Staatsbeamten gehen ganz systematisch vor. Sie schieben das vor, um ein 
Präjudiz zu schaffen. Wir haben auch das Urlaubsgesetz für die Arbeiter, die müssen 
gleichfalls die vollen Fahrpreise bezahlen. Bei allem Wohlwollen für alle sozialen 
Maßregeln, das geht zu weit, der Unmut der Bevölkerung wird zum Durchbruch 
kommen. 

Zurückgestellt. 
 
 
Renner: -. 
[Vorsitz]: Fink. 
 
Paul: [Im] El.[ektrisierungs]-Gesetz [der Aufwand für] die Baukosten ist 3,5 Milliarden. 

Mittlerweile ist eine solche Preissteigerung eingetreten, daß eine neuerliche 
Durchrechnung ergeben hat, daß jetzt der Bedarf auf 5 Milliarden gestiegen ist. Es 
fragt sich nun, in welcher Form ich die Kostenvoranschläge in das Gesetz einstellen 
soll? Durch die Zeitungen sind die 3,5 Milliarden bekannt geworden, es sollten daher 
auch in das Gesetz 3,5 Milliarden eingesetzt werden. Das wäre [aber] eine 
wissentliche Falschbehauptung. 

Ich möchte bitten, daß der Kabinettsrat mir irgendwie Richtlinien gibt, welchen 
Betrag ich einsetzen soll. 

Ellenbogen: Ich wäre dafür, daß man den alten Betrag einsetzt und im Motivenbericht 
einfügt, daß bei den heutigen rapiden Preisbewegungen man nicht dafür einstehen 
kann, daß dieser Betrag eingehalten wird, er voraussichtlich überschritten wird. Die 
Preisnotierung stammt von der Zeit des ursprünglichen Kabinettsbeschlusses. 

Eldersch: Ich bin für diesen Vorgang, weil die [...] nicht schon im nächsten Jahr erfolgen 
wird, sondern erst in einer Reihe von Jahre. 

(Paul: Die Bauraten sind im Gesetz drinnen.) 
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[Eldersch]: Man weiß nicht, wie die endlichen Kosten sich gestalten, man soll nicht 
unmittelbar nach der ersten Verlautbarung mit einer Änderung kommen. 

Fink: Ich würde die ganzen 5 Milliarden anfordern, das Parlament wird auch keine 
Einwendung haben. Ich halte nicht für gut, wenn man schon bei der Einbringung einen 
kleineren Betrag angibt. 

Reisch: Im Interesse der ordnungsmäßigen Budgetierung muß ich Wert darauf legen, daß der 
jetzt bekannt gewordene Aufwand richtig eingesetzt wird. Das ist wünschenswert, 
damit die Öffentlichkeit sieht, daß es enormen Schwierigkeiten begegnet zu bauen und 
wir können uns einen [...] machen. Wir beginnen ein Werk, das 3 Milliarden kostet, 
wogegen es wirklich 5 Milliarden kostet. 

Ellenbogen: Eine Irreführung der Öffentlichkeit findet nicht statt wenn im Motivenbericht 
gesagt wird, daß der Kostenvoranschlag aus der Zeit des Kabinettsbeschlusses 
stammt. Wir entsprechen dem Kabinettsratsbeschluß, machen aber aufmerksam, daß 
eine Preiswelle eingetreten ist, welche eine Erhöhung notwendig macht. Die 
Preisbewegung der nächsten Jahre kann nicht übersehen werden, aus diesem Grund 
hat das Verkehrsamt den Weg gewählt, den im Zeitpunkt des Beschlusses richtig 
gewesenen Betrag einzusetzen. 

Paul: Vielleicht könnte ich im Ausschuß eine solche Erklärung abgeben, damit der 
Berichterstatter die Ziffern richtigstellt. 

Reisch: Durch einen solchen Vorgang setzen wir uns in ein ungünstiges Licht. Im 
Motivenbericht sollen die Ausführungen Ellenbogens Aufnahme finden trotz der 
Erhöhung der Ziffer auf 5 Milliarden. 

[Beschluß]: 5 Milliarden und trotzdem im Bericht sagen, daß es vielleicht mehr oder weniger 
wird. 

 
 
Paul: [Es ergab sich] die Frage, ob es nötig ist, daß ohne Änderung des Systems von dem 

Tarif aus politischen Gründen herabgegangen werden muß oder nicht? Es handelt 
sich besonders um den Zeitungsposttarif. Die Forderung wegen der Ballensendungen 
würde ich glauben, nicht zu beraten vorläufig, weil nicht festgestellt erscheint, 
inwieweit sie auf den Zeitungsposttarif zurückwirken würde, weil das ein 
Konkurrenzbetrieb ist. Das müßte erst durchgerechnet werden. 

Dem Staat gehen keine bedeutenden Einnahmen verloren, die Ermäßigung könnte 
daher ohne weiteres eintreten. Es muß aber die Rückwirkung auf den Zeitungsposttarif 
festgestellt werden. Die Frage [ist], ob man [auf] die Hälfte des Tarifs herabgehen 
soll oder nicht. Hoh[eisl] hat Kompromißvortrag ausgearbeitet. 

Es ist den Zeitungen durch eine I[ndiskretion] bekannt geworden, wie hoch die 
Sätze waren, welche bereits feststanden. Mittlerweile ist die 100 % Erhöhung des 
Posttarifs gekommen und wir haben damals auch die Zeitungstarife erhöht. Sie wollen 
jetzt jenen Betrag, auf welchen sie erhöht worden wären, wenn der 100 % Aufschlag 
nicht eingetreten wäre. Mit dem System sind sie einverstanden. 

Hoheisel: [Ich möchte] erklären, daß der aufgestellte Tarif, dessen Grundlage 1 Kilogramm 
[...] Gewicht, 2 Kilogramm - vom Standpunkt der Gestehungskosten vollkommen 
begründet ist. Von diesem Standpunkt gerechnet ist es schwer, darunter zu gehen. Der 
Tarif ist auch so gestaltet, daß jede Variante möglich ist. Es könnte [zum] Beispiel 
gegangen werden auf 1.20, 1.40, 1.50 - ganz nach Beschluß. 

Die finanziellen Wirkungen wären: Durch den beschlossenen Tarif werden 
Mehreinnahmen erzielt von 13 Millionen. Wenn man, wie die Zeitungen wollen, auf 
die Hälfte ginge, so würde ein wesentlicher Ausfall von 8 Millionen eintreten. Bei 
einem Tarif von 1.20 für das Kilogramm wäre der Ausfall 6,8 Millionen, [bei] 1.40 5 
Millionen, [bei] 1.50 4,2 Millionen. Die [...] der Tarife ist richtig aufgestellt, weil die 
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Grundlagen sehr anpassungsfähig sind. 
Die Zeitungen haben hingewiesen auf die Billigkeit des deutschen Tarifes. Das ist 

für die frühere Zeit schon zweifelhaft gewesen, weil sie immer außer Acht [ge]lassen 
[haben] das Bestellgeld, das außer der Beförderungs- und Abonnentengebühr zu 
zahlen war. Es betrug 2 Pfennig pro Zeitung. Der gewöhnliche Hinweis, daß es gar so 
billig war, ist nicht richtig. 

Es war angekündigt worden, daß Deutschland mit 1. Mai eine wesentliche 
Gebührenerhöhung herbeiführt. Wir haben uns bemüht, uns die Unterlagen zu 
beschaffen. Der deutsche Entwurf ist mit unserem verglichen sehr hoch, geht über ihn 
wesentlich hinaus. Die Deutschen wollen einführen ab 1. Mai - ob es durchgegangen 
ist in der nächsten Versammlung - bis zu 20 Gramm Durchschnittsgewicht 3 Pfennig, 
[bis] 50 [Gramm] 4, [bis] 100 [Gramm] 5; [bis] 150 [Gramm] 6; [bis] 200 [Gramm] 
7; [das entspricht] 12 Heller, 16, 20, 24, 28 Heller. Auf diese Höhe kommen wir 
eigentlich nicht. 

Es wurde weiter gesagt, daß bei den Deutschen ein Freigewicht besteht: Soviele 
Erscheinungen in der Woche, soviel Freigewicht im Jahr. Das ist aufgehoben worden 
- wie es von großem Interesse wäre, den Motivenbericht der deutschen Verwaltung zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Der deutsche Tarif ist viel starrer als unserer. Wir haben nach unserem letzten 
Tarif für die Wiener Tagblätter etwas über 14 Heller [berechnet], nach dem deutschen 
Tarif berechnet kostet es 20 Heller. Aber dazu kommt noch das Ungünstige, daß der 
Tarif in den Zwischenstufen nicht anpassungsfähig ist. Der '?Neue Tag' würde ebenso 
20 Heller zahlen, nach unserer [Methode] 10.7; das Volksblatt 7.53, [nach der 
deutschen Methode] 16 Heller. Es ist durchwegs der deutsche Tarif höher und starrer 
und dadurch ungerechter. 

Paul: Es handelt sich nur um die Frage, ob aus politischen Gründen eine Ermäßigung 
einzuführen ist oder nicht. Es soll das im Einverständnis mit der Parteipresse 
geschehen sein. 

Renner: Mit Rücksicht auf die Lage der Staatsfinanzen [sind wir] nicht in der Lage, dem 
Ansuchen zu willfahren. 

Hoheisel: Wir haben gesagt, damit die Wochenblätter besser herauskommen, setzen wir ein 
Mindestgewicht von 25 Gramm fest. Dieses Mindestgewicht haben nur ganz wenige. 
Es würde das fast wirkungslos sein, wenn wir bei dieser Stufe bleiben. Wenn ich -. Es 
wurde ermittelt, daß die meisten Blätter auf 31 Gramm kommen, [daher] würde ich 
entsprechend das Mindestgewicht von 25 auf 35 Gramm erhöhen. Das wäre für die 
Montagsblätter 25 Gramm. 

Bei den Wochenblätter das Mindestgewicht von 25 auf 35 Gramm erhöhen zu 6 
Heller. 

Um entgegenzukommen, übernehmen wir bedeutende Leistungen von den Zeitungen 
durch die Barfrankierung - das ist für beide Teile nützlich - und die adreßlose 
Versendung. Sie ist nur in Aussicht genommen für die Tageszeitungen, die Zeitungen 
wollen es auch für die Wochenblätter. Wenn wir in der Lage sein werden (1 Heller für 
die Tagblätter), auch die Wochenblätter adreßlos zu versenden, so könnte man ihnen 
den Tarif für die Tageszeitungen zugestehen. Das könnte man in Aussicht stellen. 

[Beschluß] Im übrigen bleibt es beim alten Tarif. 
 
 
Loewenfeld-Ruß: Fleischh[auer]. 

Erhöhung der Milchpreise. Bis zum Herbst sollten keine rationierten Lebensmittel 
im - [in] Wien erhöht werden, weil jede Erhöhung neue Lohn- und 
Gehaltsforderungen auslöst, welche mehr ausmachen als der Verlust des Staates bei 
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der verbilligten Abgabe. Die Frage der Milchpreise ist nicht derart zu lösen, hier muß 
erhöht werden. Sie decken weit nicht die Erzeugungskosten und dazu ist gekommen, 
daß wir in Wien nicht [einmal] mehr ein Quantum, das jedes Minimum unterschreitet, 
bekommen - unter 40.000 Liter pro Tag, vor zwei Monaten [waren es] 80[.000] - und 
wir können nicht einmal die Kleinkinder versorgen. 

Das ist nur zum Teil auf die Preise zurückzuführen. Das führte dazu, daß einzelne 
Bezirks- und Wirtschaftskommissionen eigenmächtig die Milchpreise - die Stall- und 
Verschleißpreise - erhöht haben, so daß [man] von dort nach Wien keine Milch mehr 
bekommt. [Bei] langen Verhandlungen bei Landesregierung, die zur 
Milchpreisfestsetzung kompetent ist, haben die Interessenten Stallpreise zwischen 3 - 7 
Kronen pro Liter statt jetzt 2 Kronen [verlangt]. Nach langen Verhandlungen hat die 
Landesregierung den Antrag gestellt, 6 Kronen Stallpreis [festzusetzen] mit jenen 
Zuschlägen für Qualitätsmilch und hohe Kosten. Dadurch wird in Wien 10-11 Kronen 
die Milch kosten. 

Ich habe nicht den Mut gefunden, einen so hohen Preis festzusetzen. Ich wollte die 
Preisbildung frei lassen. Das war für Wien aber unmöglich. Wir werden mehr Milch 
herein bekommen, aber ich muß die Milch in die Hand bekommen. Ich brauche für die 
Kinder 150.000 Liter. Es wird die Milch nicht in die Hand der Bedürftigen bekommen. 
Deswegen kann ich die Rationierung nicht aufheben. Die Rationierung beibehalten 
und die Preise frei lassen ergäbe unmögliche technische Konsequenzen. Die 
Landesregierung hat sich der Meinung angeschlossen, daß der Milchpreis erhöht 
werden soll, weil sonst keine Milch herein gebracht werden kann. Auch die 
Erwägungen, daß der Staat darauf zahlen soll, führen zu keinem Ergebnis, weil es 
technisch undurchführbar ist. Die Landeswirtschaftskommission hat beschlossen, 
dieser Milchpreiserhöhung zuzustimmen. 

Bei dieser Berechnung sind noch die normalen Frachttarife gerechnet. Die 
Landesregierung hat eine Mitteilung, wonach die bisherigen Tarife nur dann aufrecht 
bleiben sollen, wenn keine Erhöhung des Milchpreises eintritt. Das dürfte ein Irrtum 
des Referenten sein. 

 
[Loewenfeld-Ruß]: Bei Fleisch zahlt der Staat rund 30 Kronen pro Kilogramm in Wien, [das 

sind] monatlich 40 Millionen Kronen Verlust. Trotzdem kostet Fleisch in den drei 
teuren Wochen rund ... 

Die Fleischhauer-Angestellten wollen 100 % Lohnerhöhung. Die Forderung der 
Fleischhauer wegen der Erhöhung der Lohn- und Fuhrwerkskosten wurde etwas 
ermäßigt. Der Lohn bei den Fleischhauergehilfen ist einer der niedrigsten. 

Unter Berücksichtigung der Herabdrückung der Kosten, welche in den 
Verhandlungen erreicht wurde, würde bei [einer] Bewilligung der Erhöhung eine 
Preiserhöhung auf Fleisch nötig sein. 

Durch die Valuta-Besserung sind die Verluste geringer geworden. 
Reisch: Ich kann dem Antrag nicht zustimmen, nicht bloß wegen rein finanziellen Gründen, 

weil der Verlust an Fleisch schon so groß ist. 
Zunächst scheint mir die Forderung der Fleischhauer sachlich nicht begründet. Es 

wird nur das [als] Mittel verwendet, die Gehilfenschaft als ?Vorspann für die 
Preiserhöhung zu benützen. Dafür spricht die Ziffer, daß von 1.400 Fleischhauern nur 
350 Gehilfen haben und die Lohnforderungen für diese Gehilfen sich auf [eine] 
wesentlich geringere [Summe] als die errechneten 3,5 Millionen belaufen. 

Weiters soll in der nächsten Zeit ein Hammelfleisch als Zubuße ausgegeben 
werden, wobei den Fleischern ein Gewinn von 10 Kronen pro Kilogramm zugebilligt 
wird als Mehreinnahme gegenüber jetzt. 

Drittens haben wir immer daran festgehalten, daß nur [eine] Erhöhung der 
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Gestehungskosten einen Anlaß zu [einer] Erhöhung der Preise oder Erhöhung der 
Verluste abgeben könne, aber nicht [eine] Verteuerung der Regie und [eine] 
Erhöhung der Löhne. Diese müssen auf die Konsumenten überwälzt werden - so bei 
den Brotpreisen. Es würde ein gefährliches Präjudiz geschaffen. 

Ich sehe auch nicht ein, warum es nur das Auskunftsmittel geben sollte, nur die 
billige Woche zu erhöhen. Eine gleichmäßige Erhöhung in allen vier Wochen wäre 
ge[recht]fertigt[er]. 

Die Behauptung, daß das Fleisch nicht bezogen werden kann, dürfte nicht zutreffen. 
Die Erhöhung würde nichts Wesentliches ändern. 

Die staatsfinanzielle Lage ist eine derartige, daß wir jede Mehrbelastung 
vermeiden müssen und die Mehrbelastung durch den Fleischkonsum scheint mir am 
wenigsten gerechtfertigt. 

Eldersch: Die Konkurrenz mit der Milchpreiserhöhung ist sehr bedenklich. Das wird große 
Aufregung verursachen. 

Stöckler: Die Verhältnisse der Landwirtschaft werden unleidlich. Es laufen die Dienstleute 
den Bauern weg, weil sie keine Kleider und Schuhe bekommen können. Selbst können 
sie [sie] nicht kaufen und das [...] bekommt es auch nicht. Das Mißverhält[nis] 
zwischen der landwirtschaftlichen Produktion und den Industrieartikeln wird sich 
furchtbar rächen. Es wird sich so zuspitzen, daß eingegriffen werden muß. 

Es wird agitiert für einen Aufstand der Landarbeiter und für die passive Resistenz. 
Im Gebiet von Efferding - [Eferding] ziehen zwei Männer herum, die sagen, es muß 
passive Resistenz betrieben werden. Die Magd geht in den Stall ohne zu melken, der 
Knecht findet - [wird] auch Mittel finden, nichts zu tun. Dann kommen alle Bauern auf 
den Hund, der Staat übernimmt die Wirtschaft und alle Arbeiter werden 
Staatsangestellte. 

Die Landwirte befürchten, daß sie die Ernte nicht herein bringen können. Gegen 
diese Agitation muß eingeschritten werden. Die Streikgefahr bei Einbringung der 
Ernte hat furchtbare Gefahren in sich. Die heutigen Verhältnisse werden so unleidlich, 
daß sie uns viel zu schaffen machen werden. 

Loewenfeld-Ruß: Ich habe vom Staatsamt für Finanzen 100 Millionen Kronen für die 
landwirtschaftliche Warenverkehrsstelle angesprochen. Wir können keine 
Getreidepreise fixieren, wenn wir nicht die Bedarfsartikel zur Verfügung stellen. Das 
Geld geht nicht verloren, weil die Landwirtschaft dafür zahlen wird. 

Ein großer Teil der Fleischhauer hat keine Gehilfen, aber das Fleisch wird nach 
der Zahl der Gehilfen zugeteilt. Ein Fleischer kann mit den 40 Kilogramm nicht leben, 
er muß daher einen gewissen Verdienst beim Kilogramm haben. Die 3 Kronen werden 
schließlich die Bevölkerung nicht umbringen. Aber das Fleisch bleibt bis zur Hälfte 
liegen. 

Ich fürchte nur, daß jede Preissteigerung in der gleitenden Skala zum Ausdruck 
[kommt] und auf einem anderen Wege muß mehr gezahlt werden als die 
Preisdifferenz, weil die gleitende Skala und die Tarifverträge werden dann auch 
beanstandet. 

Hanusch: Ich glaube, daß es am besten wäre, die Preisdifferenz zu tragen. 
Was die Agitation in Oberösterreich anlangt, so weiß ich nicht, welche 

unverantwortlichen Elemente die Bewegung machen. Die Landarbeiterorganisation 
arbeitete mit Nachdruck darauf hin, daß alle Kollektivverträge mit Dep[utaten] 
herabgedrückt wurden, da auch die anderen Leute Lebensmittel bekommen müssen. 
Das kann nicht von der Organisation ausgehen. 

Eldersch: Vielleicht kann das Staatsamt für Finanzen eine Zeitlang das auf sich nehmen. Im 
Wege der Kalkulation kann das übernommen werden. In dem Maße der Nachziehung 
des Viehs muß eine Entspannung der Fleischversorgung eintreten. 
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Renner: Ich glaube, wir brauchen kein allzu großes Opfer, weil sich in drei, vier Monaten die 
Lage auf dem Fleischmarkt ändern wird. 

[Beschluß]: Kompromiß, auf zwei Monate wird die Übernahme genehmigt. 
 
 
Wilfling: Angestelltenfragen. 

Die Verhandlungen ist - [sind] schon so gedacht, daß aufgrund eines Programmes 
verhandelt wird und unter die Zusagen der Unterhändler nicht mehr nicht 
herabgegangen werden könne. Es hat geheißen, bevor nicht entschieden ist über die 
Forderungen der Gerichtskanzleibeamten, können die anderen nicht sagen, daß der 
Kabinettsratsbeschluß vom 25. Mai durchbrochen wurde. Aber die Kanzleibeamten 
drängen stürmisch. Einen Streik würde ich nicht für einen - [ein] Unglück halten. 

[Die Forderungen lauten]: 
1.) Automatische Ernennung aller Kanzleigehilfen nach drei Jahren zu 

Staatsbeamten ohne Rangs[klasse]. Das ist so weitgehend, daß die Kanzleioffizianten 
aus der Welt geschafft werden. Die Gehaltsdifferenz ist etwa 1.200 Kronen. [Dem] 
möchte [ich] entgegenkommen. Das Pragmatisierungsgesetz hat drei Gruppen von 
Kanzleigehilfen geschaffen. Am 1. /2. wurden die Offizianten Beamte ohne 
Rangsklasse und wurden - und haben jetzt höhere Gehälter. Die zweite Gruppe waren 
die damaligen Kanzleigehilfen, diese wurden Offizianten, nicht aber Beamte. Die 
dritte Gruppe sind jene, welche im März wenigstens 12 Jahre hatten, [sie sind] in der 
XI., X. und IX. [Rangsklasse]. Bei dieser Regelung, welche nur auf Monate gedacht 
war durch das Besoldungsgesetz, hat Mißstimmung erregt, daß der Stichtag ein 
Hindernis war, das gleich zu erreichen. Eine - [Es] sollte also eine weitere Wartefrist 
eingelegt werden müssen. 

2.) [Ernennung zu] Staatsbeamten der XI. Rangsklasse nach vier Jahren. [Das] 
könnte nicht zugestanden werden. In gänzlicher Verkehrung der Dienstleistung sie 
würden so behandelt werden wie die Praktikanten der Gruppe D. 

3.) Einreihung in die Gruppe D. 
4.) Beseitigung der Kanzleioffizianten. 
5.) Unterstellung der Gehilfen wie der Praktikanten unter die Dienstpragmatik. Das 

einheitliche Kanzleibeamtenstatut ist zum Teil bereits erfüllt. 
Man könnte sowohl festsetzen, daß alle nach drei Jahren Offizianten werden [wie 

auch], daß die Offizianten, welche damals es noch nicht waren, nach einigen Jahren 
Beamte ohne Rangsklasse werden. 

Die Ernennung in die XI. [Rangsklasse] mit 12 Jahren für die Zukunft könnte man 
zugestehen. Das Begehren geht aber dahin, nach vier Jahren, das ist unmöglich. Es 
kostet auch zu viel. Eine solche Ernennung würde bei den jetzt pragmatisierten 
Ständen das gleiche Verlangen auslösen. 

Ebenso müßte abgelehnt werden die Einreihung in die Gruppe D. Man könnte noch 
soweit gehen, daß man bei der XI. Rangsklasse unter 12 Jahre herunter geht. Darüber 
müßten aber noch Beratungen angestellt werden. 

In diesem Rahmen könnte man, vorbehaltlich der Genehmigung des Kabinettsrates, 
die Verhandlungen führen. [Ich] bitte um die Ermächtigung, ob ich eintreten soll oder 
-. 

Eldersch: [Ich] wäre dafür, W.[ilfling] und D.[avy] die Ermächtigung zu Verhandlungen zu 
geben, wobei wir uns in den Hauptsachen sagen müssen, wenn diese eine Forderung 
genehmigt haben oder sie vertreten zu wollen [glauben], das gleichbedeutend ist mit 
der Zustimmung des Kabinettsrates. Man kann beiden vertrauen, daß nicht allzu 
schlimme Dinge heraus kommen. 

Ich glaube, es wäre besser, [sie] verhandeln zu lassen. Wenn die Kanzleibeamten 
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nach den Zugeständnissen noch immer streiken wollten, setzten sie sich mehr ins 
Unrecht als wenn überhaupt nicht mit ihnen gesprochen worden wäre. Es sollen beide 
verhandeln und den Kabinettsrat über den Stand der Verhandlungen auf dem 
Laufenden erhalten. 

W[ilfling]: Ich darf auch annehmen, [ermächtigt zu sein], unannehmbare Forderungen als 
solche zu bezeichnen und sie aus den weiteren Verhandlungen auszuscheiden? 

 
 
W[ilfling]: Das Gesetz [wurde] als rechtsunwirksam erklärt, weil es nicht im Einvernehmen 

mit der Lohnkommission zustande gekommen ist. Es wurde erklärt, daß niemand die 
Beamten zu siebenstündiger Arbeit zwingen kann. ?Viele haben [mehr] als sechs 
Stunden als zu viel erklärt. 

Bei dieser Gelegenheit wurde [darauf] hingewiesen, daß es nicht mehr angeht, 
Gesetze und Vollzugsanweisungen und Durchführungserlasse zu machen und es wurde 
verlangt, daß man mit der Lohnkommission nicht so umspringen darf und sie bei allen 
.... das Einvernehmen so gepflogen werden muß, daß das Staatsamt für Finanzen diese 
Verfügungen nicht [ohne ihre Zustimmung] hinaus geben darf. 

Es handelt sich nicht mehr um ein Anhören der Lohnkommission, sondern [darum], 
daß sie das Recht der Zustimmung hat. Von der Regierung wird verlangt, daß sie den 
Kabinettsratsbeschluß betreffend die Urlaube aufzuheben habe. Die übrigen Anträge 
werden erst in einem Komitee beraten werden. 

Eldersch: Ich weiß nicht, ob das tragisch zu nehmen ist. 
 
 
 

[KRP 177, 29. April 1920, Stenogramm Fenz] 
 
177., 29. /IV. 
[Zugezogen]: Hoheisl 
 
 
Renner: Reparationskommission. 

< > 
Was die Unterbringung anbelangt, so beklagt sich die Rep.[arationskommission], 

daß die Räume in der Hofburg Prunkräume sind, für Bürozwecke aber [nicht] 
geeignet, wohl aber im Heerwesen. 

Zerdik: Es kommt die č.[echoslovakische] und polnische Mission aus dem Heerwesen heraus 
und [sie] kommen in die Postgasse. 16 Zimmer sind ohnedies frei und der Rest kann 
frei gemacht werden, wenn Zelenka mit seinen Leuten, der 15 Räume beansprucht, 
[diese] nicht bekommt. 

Deutsch: Ich habe schon einmal darauf hingewiesen, daß das Gebäude des Staatsamtes für 
Heerwesen, das größte in Mitteleuropa, ganz schlecht ausgenützt ist durch die Vielheit 
der dort untergebrachten Stellen. Man soll dort ein oder zwei Ämter hineinbringen. 
Das Staatsamt für Heerwesen soll darin bleiben und dann noch zweites großes Amt, 
Verkehr oder Handel. Ich brauche nur ein Viertel. 

Zerdik: [Ich] schließe mich Deutsch an. Dadurch würden die ganze Lichtensteinstraße und 
die Postgasse frei werden. Wie ich daran gehen wollte, stand das Gebäude noch in der 
Verwaltung des Heerwesens und es waren schon Verhandlungen mit anderen Stellen 
angeknüpft. Es war da sehr schwer, die Leute unter solchen Umständen 
herauszubringen. 

Ich bitte, daß die Telegraphenangestellten dorthin kommen, wo wir sie zugewiesen 
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haben, [...], und die Räume für die Reparations-Commission frei werden. 
Renner: Wir haben entschieden, daß das Cor[respondenz]-Büro in das 

Landesverteidigungsministerium geht. 
Paul: Man sollte trachten, daß man die Sache doch so schlichtet, daß neben der Reparations-

Commission noch ein paar Zimmer für mein Amt im Heerwesen gegeben werden. 
Zerdik: Auch wenn wir die 15 Zimmer für die Reparations-Commission behalten, ist es 

furchtbar schwer, die 40 Zimmer aufzubringen. 
Renner: [Beschluß], daß das Korrespondenz-Büro kommt in das Gebäude des 

Landesverteidigungs[ministeriums]. Und die 40 Zimmer der werden der Reparations-
Commission im Kriegsministerium zur Verfügung gestellt. 

 
 
Zerdik: Antrag ex 7 < >. 
Deutsch: [Es] scheint für den ersten Blick ganz zweckmäßig. Aber außer den Räumen, die wir 

freigemacht haben, sind in manchen Häusern auch noch Parteien. 
Eisler: Von meinem Amt wird der Wusch geäußert, daß vor der Entscheidung noch eine 

Kabinettskonferenz oder zwischenstaatsamtliche Verhandlung eingesetzt wird. Es 
heißt zwar im 1. Absatz "im Einvernehmen mit den beteiligten Zentralstellen", aber es 
wären doch die Grundsätze vorher im Wege zwischenstaatsamtlicher Verhandlungen 
festzulegen. 

Renner: Es muß alles in einer Hand bleiben, das Einvernehmen ist ja vorgeschrieben. 
Reisch: Wir haben Bedenken gegen die Verrechnungen, die mit den 

Budgetierungsgrundsätzen des Staatsrechnungshofes nicht übereinstimmen. 
[Renner]: Kabinettskonferenz, Führung Zerdik; Verkehr, Heer, Justiz und Finanzen. 
 
[Renner]: Ad Kommission im Staatsamt für Äußeres. 
Loewenfeld-Ruß: Die Kommission soll den direkten Verkehr, wie er bisher üblich ist, nicht 

hindern. 
Angenommen. 
 
 
Renner: Personalbedarf des Staatsamtes für Finanzen. 

Erinnert [an den] 14. Oktober 1919. 
Dazu müssen [wir] die Hindernisse der Dienstpragmatik beseitigen. Ich bitte den 

Staatssekretär für Finanzen, die gesetzlichen Anträge vorzubereiten. Sie müssen aber 
vorher mit dem Personal besprochen werden. 

Vertagt bis die Anträge des Staatsamtes für Finanzen vorliegen. 
 
 
Renner: Beschwerden des Presseamtes gegen das Staatsamt für Finanzen. 

Übergibt die Eingabe des Presseamtes dem Staatssekretär Dr. Reisch. 
 
 
Zerdik: Simeons Operation, kehrt nicht wieder. 

[Ich beantrage für] Regierungsrat Dr. Drucker die Bestellung zum Direktor des 
Handelsmuseums und ihn gleichzeitig zum Hofrat zu ernennen. 

Genehmigt. 
 
 
[Renner]: Staatsangestelltenfragen. Siebenstündige Arbeit[szeit]. 
Paul: In der gestrigen Versammlung ist beschlossen worden, daß abweichend vom Gesetz 
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nicht die Staatsregierung Versetzungen in die Klassen I a und II a vornehmen soll, 
sondern daß die Klassen, wie sie bestehen, der Landeskommission freizugeben sind für 
eine Einteilung sämtlicher Orte mit Ausnahme von Wien nach den 
Teuerungsverhältnissen. 

[Am] Montag tritt die Landeskommission in Niederösterreich zusammen bei der 
Finanzlandesdirektion. Wenn bis dahin nicht eine Weisung an die Kommission 
gelangt, die Kommission einfach entscheidet. Tomschik hat daher gebeten, Weisungen 
zu geben. 

Reisch: Das Gesetz hat diese Frage schon entschieden. Die Kommission hat nach dem Gesetz 
vorzugehen und nur in die nächsthöhere Klasse einzureihen. Ein Überspringen einer 
Klasse gibt es nicht. 

Renner: Die paritätische Lohnkommission ist eben der andere Vertragsteil. Bei der Südbahn 
werden wir mit dem Gesetz eben nicht auskommen. 

Paul: Das Nachtragsgesetz hat eine Verschlechterung bewirkt in der Funktion der 
paritätischen Lohnkommission. 

Eine reine Berufung auf das Gesetz würde sehr schlecht wirken. 
Renner: Es liegt ein zwingender Grund [vor], anders vorzugehen als das Gesetz vorschreibt. 

Das sind die Verhältnisse an der Südbahn. Die Leute haben dort eine größere 
Teuerung als Wien selbst. Sie werden sich kaum zufrieden geben von III und II in I a 
gesetzt zu werden. 

Fink: Ich bin einverstanden, daß etwas gemacht wird wenn es notwendig ist. Aber ich bin 
nicht einverstanden, vom Gesetz abzuweichen wenn nicht mindestens der 
Hauptausschuß vorher verständigt wird. 

Renner: Es ist keine Frage, solange das Gesetz [be]steht, können wir nicht abweichen. Wenn 
es aber notwendig ist, so muß eine Gesetzesänderung in Erwägung gezogen werden. 
Es sei denn, daß man ohne Änderung des Gesetzes hinauskommt. 

Reisch: Kann man denn nicht [eine Regelung finden], die Südbahner irgendwie zu 
befriedigen? Sonst müßte man alle Beamten in die höheren Ortsklassen bringen. 

Paul: Es handelt sich nicht nur um die Südbahner. Hier handelt es sich [darum], daß die 
Leute verlangen eine wirkliche Angleichung der Bezüge an die Teuerungsverhältnisse. 
Das Gesetz ist formal dagegen, daß die Kommission nach freiem Ermessen einreiht. 
Im ersten Gesetz war das Hindernis nicht so scharf, das zweite Gesetz hat das 
Hindernis leider zu scharf gemacht. 

Renner: Das Kabinett ist außer Stande, wie die Dinge liegen, über das Gesetzes 
hinauszugehen, es könnte höchstens an den Hauptausschuß und allenfalls an die 
Nationalversammlung herantreten wegen [einer] Gesetzesänderung, wenn sich eine 
solche [als] geboten erweist. Die Landeskommission wird eingeladen, ihre Vorschläge 
zu erstatten - ihr Gutachten und ihre Vorschläge zu erstatten. 

Diese Zuschrift wird an die paritätische Lohnkommission gerichtet mit dem 
Beifügen - ist im Wege der Finanzlandesdirektion an den Vorsitzenden der 
Kommission zu richten. 

Das Staatsamt für Finanzen wird ermächtigt, diese im k.[urzen] W.[eg] gleich dem 
Vorsitzenden der Kommission mitzuteilen. 

 
 
Wilfling: Die Kanzleibeamten verlangen dringend, daß der Kabinettsrat Davy und mich 

ermächtigt, mit ihnen in meritorische Verhandlungen einzutreten. 
 
 
Deutsch: Punkt 9. 
Angenommen. 
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3. b) 
Tandler: -. 
Reisch: Unter dem Vorbehalt, daß [es] eine kurienweise Zahlung ist, daß wir für das Land 

und die Gemeinde Wien nur vorschußweise zahlen. 
Angenommen. 
 
 
3. a)  
[Tandler]: Entfällt dauernd. 
 
 
Hanusch: -. 
Fink: Ich bin der Meinung, daß das ein wesentlicher Eingriff in die durch das Gesetz in dieser 

Angelegenheit der Gemeinde eingeräumte Autonomie ist. Das Gesetz räumt den 
Gemeinden das Recht anzufordern ein. Im § 1 heißt es: "keinen ausreichenden 
Gebrauch machen". 

Eisler: Die ganze Materie ist durch Vollzugsanweisung geregelt und kann also durch 
Vollzugsanweisung anders geregelt werden. Formell wäre also nichts einzuwenden. 
Auch handelt es sich um [eine] Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises. Die 
Gemeinden haben gewisse Pflichten im übertragenen Wirkungskreis übernommen und 
es ist daher zulässig, wenn die Gemeinde dieser Pflicht nicht nachkommt, diese Pflicht 
der höheren Instanz zuzuweisen. 

Es können aber auch mehrere Gemeinden zu einem Wohngebiet vereinigt werden 
und dort einer Gemeinde das Anforderungsrecht übertragen werden, eventuell auch 
der politischen Bezirksbehörde. 

Fink: Die Vollzugsanweisung beruft sich auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz 
und muß daher vorher dem Hauptausschuß gegeben werden. 

Stöckler: Unter Geltung der Wohnungsanforderung wird niemand ein Haus bauen und das 
bringt die größte Wohnungsnot mit sich. Die neue Verordnung wird dazu beitragen, 
daß der Bau von Wohngebäuden überhaupt ganz aufhört. 

[Beschluß]: Hanusch wird ermächtigt, die Sache dem Hauptausschuß vorzulegen. 
 
 
5. b) 
Hanusch: Pensionsversicherung. 
Angenommen. 
 
 
6. a) 
Eldersch: -. 
Angenommen. 
 
 
6. b) 
Eldersch: -. 
Angenommen. 
 
 
8. a) 
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Jäckl betreiben. 
 
 
8. c) 
[Paul]: Fahrbegünstigung für Mitella-Reisen. 
Reisch: Ich spreche mich dagegen aus, weil das Kabinett beschlossen hat, die 

Fahrbegünstigungen nicht zu erweitern. Auch aus dem Grund, weil wenn ein Beamter 
schon die Begünstigung hat, billig zu wohnen und verpflegt [zu] werden, [er] nicht 
auch noch die Fahrbegünstigung braucht. 

Loewenfeld-Ruß: [Ich] befürworte [die Anregung]. 
Es handelt sich hauptsächlich um [die Heime in] Millstatt der Mitella. Die 

Fahrtauslagen [sind] so groß, daß es überhaupt nicht benützt werden könnte. 
Stöckler: Ich muß Reisch zustimmen, weil das ein schweres Präjudiz bedeutet. Die ganze 

Bevölkerung bekommt eine solche Erbitterung, weil sonst niemand fahren kann, der 
keine Ermäßigung hat. Es gibt nicht nur bedürftige Beamte, sondern auch andere 
bedürftige Leute. 

Eldersch: Ich würde doch bitten, diese Sache mehr vom sozialpolitischen Standpunkt zu 
betrachten. Ich habe auch das Gefühl des Präjudizes. Aber jetzt hat die Mitella solche 
Heime geschaffen, um die Angehörigen der Bediensteten zu verpflegen. Jetzt hat die 
Gesellschaft gar nicht die Möglichkeit, das Heim zu betreiben, wenn die Beamten 
nicht hinfahren. 

Hanusch: Die Staatsbeamten gehen ganz systematisch vor. Es soll jetzt ein Präjudiz 
geschaffen werden, damit es dann alle bekommen. Auch die Arbeiter haben Urlaub 
und müssen den vollen Betrag zahlen. 

Zurückgestellt bis nächste Woche. 
 
 
[Vorsitz]: Fink. 
 
8. d) 
Paul: Die Summe, die vor vier Wochen festgesetzt wurde, ist 3,5 Milliarden. Inzwischen [ist 

eine] große Preissteigerung [eingetreten], [eine] neuerliche Durchrechnung ergab 
einen Bedarf von 5 Milliarden. In welcher Form soll ich die Kostenvoranschläge in 
das Gesetz einstellen? Der Betrag von 3,5 Milliarden ist durch die Zeitungen schon 
bekannt geworden, es wäre aber eine wissentlich falsche Bilanzierung. 

[Ich] bitte um die Meinung des Kabinetts, was einzusetzen ist. 
Ellenbogen: [Ich] bin dafür, den alten Betrag einzusetzen, im Motivenbericht aber zu sagen, 

daß bei der rapiden Preisbewegung nicht sicher ist, ob der Betrag nicht überschritten 
werden muß. Man muß sagen, daß 3,5 Milliarden am soundsovielten im Kabinett 
beschlossen wurden. 

Eldersch: Spricht sich im gleichen Sinn aus. 
Fink: Ich würde die ganzen 5 Milliarden anfordern, das Parlament wird keine Einwendung 

dagegen haben. 
Reisch: Ich muß auch im Interesse der richtigen Budgetierung darauf Wert legen, daß der uns 

jetzt bekannte Betrag eingesetzt wird. 
Ellenbogen: Eine Irreführung der Öffentlichkeit findet nicht statt, wenn im Motivenbericht 

gesagt wird: Dieser Kostenvoranschlag "galt zur Zeit des gefaßten 
Kabinettsratsbeschlusses, [wir] machen aber aufmerksam, daß bis zur Einbringung im 
Haus diese Preiswelle eingetreten ist. Es ist auch nicht sicher, wie es werden wird. 
Aus diesem Grund hat das Staatsamt für Verkehrswesen die 3,5 Milliarden eingesetzt." 

Reisch: Ich glaube, daß diese Ausführungen im Motivenbericht Aufnahme finden können und 



177 – 1920-04-29  37 
 

trotzdem 5,3 Milliarden eingesetzt werden. 
[Beschluß]: 5,3 Milliarden. 
 
 
8. b) 
[Paul]: Zeitungspostgebühren. 
Hoheisel: Kompromißvorschläge. 

Die Zeitungen haben hauptsächlich auf die Billigkeit des deutschen Tarifes 
hingewiesen. Der Hinweis ist aber nicht ganz richtig. Deutschland hat angekündigt 
mit 1. Mai eine wesentliche Erhöhung der Gebühren. Der deutsche Entwurf ist im 
Vergleich zu unserem sehr hoch und geht über unseren hinaus. Bis 20 Gramm 3 
Pfennig -. 

Es wurde weiters darauf hingewiesen, daß in Deutschland [ein] Freigewicht ist: 
Soviele Erscheinungen in der Woche, so viel Freigewicht im Jahr. 

Der deutsche Tarif ist viel starrer als der unsere. 
Paul: Es würde sich nur um die Frage handeln, ob aus politischen Gründen die Herabsetzung 

des 2 Kronen-Tarifs vorzunehmen [wäre]. 
Renner: [Beschluß] Wir sind nicht in der Lage aus Rücksichten der Staatsfinanzen, auf die 

Petit[ion] einzugehen. 
Hoheisel: Nachdem ermittelt wurde, daß die meisten insbesondere die Montagsblätter auf 25 

Gramm kommen, so sollte man [das Mindestgewicht] erhöhen auf 35 Gramm. 
[Beschluß]: Bei den Wochenblätter das Mindestgewicht von 25 auf 35 Gramm erhöhen für 

die ?Vorstufe von 6 Heller. 
In Aussicht stellen, daß die Wochenblätter und Tageszeitungen gleich behandelt 

werden. 
 
 
Loewenfeld-Ruß: Milchpreiserhöhung. 

Die Milchpreise decken nicht die Kosten des Erzeugers. Wir bekommen nur mehr 
weniger von 40.000 Liter pro Tag und wir können nicht einmal mehr die Kleinkinder 
versorgen. 

Das hat dazu geführt, daß einzelne Bezirkskommissionen selbst erhöht haben - was 
zur Folge hat, daß überhaupt aus diesen Gebieten keine Milch mehr nach Wien 
kommt. 

Aufgrund von Verhandlungen bei der Landesregierung in Wien hat diese den 
Antrag gestellt, 6 Kronen Stallpreis [festzusetzen], bisher 2 Kronen. Mit den 
Zuschlägen würde der künftige Milchpreis in Wien sich zwischen 10 und 11 Kronen 
bewegen. 

Ich muß die Milch in die Hand bekommen, um die Kranken und die Kinder zu 
versorgen. 

Bei dieser Berechnung sind noch die normalen Frachttarife gerechnet. 
Angenommen. 
 
[Loewenfeld-Ruß]: Fleisch, [die] 3 ½ Millionen Kronen soll das Staatsamt für Finanzen 

übernehmen. 
Reisch: [Ich] kann nicht zustimmen, weil mir die Forderung der Fleischhacker - -hauer nicht 

berechtigt erscheint. Von den in Betracht kommenden 1.400 Fleischhauern besitzen 
nur 350 Gehilfen. Auf diese Gehilfen würde natürlich nur wesentlich weniger als 3,5 
Millionen entfallen. 

In der nächsten Zeit soll Hammelfleisch als Zubuße [in die Läden] gelangen, wobei 
den Fleischhauern 10 Kronen pro Kilogramm zugebilligt werden - also [eine] neue 
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Einnahme gegenüber dem jetzigen Zustand. 
Bisher haben wir immer daran festgehalten, daß nur eine Erhöhung der 

Gestehungspreise auf den Staat überwälzt werden [kann], daß aber [eine] 
Verteuerung der Regie auf den Konsumenten überwälzt werden [soll]. Wir würden 
hier ein gefährliches Präjudiz schaffen. 

Ich sehe auch nicht ein, warum nur die billige Woche erhöht werden soll, eine 
gleichmäßige Erhöhung in allen vier Wochen wäre der richtigere Weg. 

Der Einwand, daß das Fleisch nicht mehr bezogen werden kann, trifft meiner 
Anschauung nicht zu. 

Die staatsfinanzielle Lage ist eine derartige, daß wir jede Mehrbelastung 
vermeiden müssen. 

Eldersch: Die Konkurrenz mit der Milchpreiserhöhung ist sehr bedenklich. 
Stöckler: Die Verhältnisse im Land sind vollkommen unleidlich. Die Dienstleute laufen weg, 

weil man ihnen keine Schuhe und Kleider geben kann. 
Auf den Ländern wird agitiert für einen Aufstand der Landarbeiter und für die 

passive Resistenz. 
Loewenfeld-Ruß: Ich habe vom Staatsamt für Finanzen einen 100 Millionen Kronen Kredit 

zur Anschaffung von Bedarfsartikeln für die landwirtschaftlichen Kreise 
angesprochen. 

Es ist richtig, daß eine Anzahl von Fleischhauern keine Gehilfen hat, das Fleisch 
wird aber zugewiesen nach der Anzahl der Gehilfen. 

Ich gebe zu, daß die 3 Kronen die Bevölkerung nicht umbringen werden. Aber jede 
Preiserhöhung kommt in der gleitenden Skala zum Ausdruck und die 3 Kronen werden 
auf der anderen Seite viel teurer vom Staat gezahlt werden. 

Hanusch: [Ich] stelle mich auf den Standpunkt Loewenfelds. 
Zur Agitation in Oberösterreich -. Ich weiß aber, [daß] die Organisation der 

landwirtschaftlichen Arbeiter darauf hinarbeitet, alle die Deputate an Milch und 
Getreide herauszudrücken, damit die Lebensmittel der Allgemeinheit zugute kommen. 

Eldersch: Vielleicht sollte das Staatsamt für Finanzen eine Zeitlang die Sache auf sich 
nehmen und dann durch eine spätere Kalkulation davon befreit werden. 

[Beschluß]: Auf zwei Monate werden die 3 ½ Millionen vom Staat übernommen. 
 
 
Wilfling: Verlangt wird: 

1.) Automatische Ernennung aller Kanzleigehilfen und -innen, die drei Jahre 
gedient haben, zu Beamten ohne Rangsklasse - Differenz 1.200 Kronen. 

2.) Ernennung in die XI. Rangsklasse nach vier Jahren. 
3.) -. 
4.) -. 
5.) -. 
[Ich] bitte um die Ermächtigung, ob ich mit Davy in die Verhandlungen eintreten 

soll und auf dieser Grundlage -. 
Eldersch: [Ich] bin dafür, daß W.[ilfling] und D.[avy] ermächtigt werden. 
[Wilfling]: Ich darf auch annehmen, daß ich ermächtigt [bin], diejenigen Forderungen, die 

ich als unannehmbar bezeichnet habe, abzulehnen? 
Angenommen. 
 
 
Wilfling: Es sind gestern sieben Beschlüsse gefaßt worden von der Lohnkommission. Das 

Gesetz betreffend die siebenstündige Arbeitszeit wurde als ungesetzlich erklärt, weil es 
nicht im Einvernehmen mit der Lohnkommission geschaffen wurde. 
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Sie verlangt, daß man - mit der Lohnkommission bei allen Gesetzen, 
Vollzugsanweisungen und Erlässen des Staatsamtes für Finanzen vorher das 
Einvernehmen gepflogen wird, so daß es nur mehr mit ihrer Zustimmung erlassen 
werden kann. 

Insbesondere wurde beschlossen, daß die Regierung sofort den 
Kabinettsratsbeschluß betreffend die Urlaube aufzuheben [habe]. 

 
½ 9 Uhr. 
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